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Verhandlungsbericht

d.h. rechtlich einem Gehaltsbestandteil

gleichgestellt und damit ruhegenuß-

fähig. (Eine Variante von „nicht-

ruhegenußfähiger Zulage" wäre eine

Nebengebühr)

-) Zu den ProfessorInnen lautet die -

von PROKO und BSHL favorisierte

(und von uns nicht konterkarierte) -

Strategie: nicht allzuviel fundamental

Neues ins Dienstrecht und: eher An-

wendung bestehender Regelungen, als

z.B. rechtlich verschärfte Maßnahmen

(z.B. hinsichtlich Ernennungserfor-

dernissen, Dienstpflichten, Anwesen-

heit u.a.m).

Verhandlungstermin 2.12.96 -11:00

bis 16:00 Uhr, Minoritenplatz:

G. Windischbauer hat (für die Dienst-

nehmerInnenseite) ein Papier vorbe-

reitet, in dem die am Freitag beschlos-

senen Positionen und der Vorschlag

für eine Tagesordnung enthalten sind;
er trägt unsere Grundsatzposition

eindrücklich vor.
Nach anderslautenden Vorschlägen von

Höllinger und Matzenauer können wir

uns auf die Reihenfolge der Tagungs-

ordnungspunkte einigen:

1: AssistentInnen

Die Grazer Berechnungen werden in

Grundzügen dargestellt und kurz dis-

kutiert; sie lösen bei den Beamten des

BMWVK Erstaunen bis Betroffenheit

aus. Sektionschef Höllinger betont

mehrmals, daß „Kürzungen im Um-

fang von mehr als 30% nie angestrebt

waren". (Es werde Anpassungen ge-
ben, „aber keine Verbesserungen"...)

Das Ministerium bittet sich ca. 1 Wo-

che aus, um das vorliegende Material -

möglichst unter Beiziehung des Grazer

Teams - zu studieren, da ohne genaue
Kenntnis des Papiers keine inhaltli-

chen Aussagen gemacht werden könn-
ten. (MR Kraft meint dann später noch,

daß wir damit wohl etwas größeren

Spielraum für eine Annäherung der

Positionen hätten.)

Es wird ein Termin für die Fortsetzung

der Verhandlungen zu diesem Thema

vereinbart:

Freitag, 13.12.96

2: DozentInnen

Die Punktation des BM zu den Dozen-

tInnen wird von Windischbauer unter

konzeptuellen Gesichtspunkten als

positiv bewertet. Es werden dann eini-

ge dienstrechtliche Fragen behandelt:

1. ob eine eigene Gehaltsstaffel auch

eine eigene Planstellenkategorie und

damit ein Ernennungserfordernis nach

sich ziehe. Dies wird sowohl seitens

des BMWVK als auch des BKA ver-

neint; die DozentInnen verbleiben in

der Mittelbaukurie., der Zugang zur

Dozentur bleibe für alle offen.

2. Dienstpflichten, Dienstzeit etc. Es

wird seitens der Gewerkschaft auf vor-

handene, zu wenig genutzte, Regelun-

gen verwiesen; diese müßten aber in

Zusammenhang mit den diesbezügli-

chen ProfessorInnenregelungen disku-

tiert werden.

In der Frage des Amtstitel einigt man

sich nach langer Diskussion auf den

„a.o.Prof." für DozentInnen.

Als nicht akzeptabel wird die vom BM

vorgeschlagenen Regelungen der

Kollegiengeldabgeltung (mit Stei-
gerungsbeträgen) erachtet; dies gelte

analog für ProfessorInnen.

Von uns wird dann auf den engen Zu-

sammenhang der Abgeltungsregelun-

gen von DozentInnen und sonstigen

Mittelbau verwiesen, weshalb wir dies

erst beim nächsten Termin behandeln

können.

Insbesondere von MR Schäfer (BKA)

wird mehrfach summarisch darauf ver-

wiesen, daß alle jetzt vereinbarten

dienstrechtlichen Regelungen nur für
derzeit im Dienst Stehende (+ allfälliger

Übergangsbestimmungen) gelten wür-

den und daß hinkünftig die Pragma-

tisierung schlechthin in Frage stehe.

(Stichwort: Bundesangestelltengesetz,

voraussichtlich 1998 zur Verhandlung

anstehend).

3: ProfessorInnen

Wie bereits beim DozentInnen-Thema

angeklungen, wird hier sehr deutlich,

daß vom Dienstgeber eine stärkere

Kontrolle der ProfessorInnen ge-
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wünscht wird (Einstellung, Dienst-

pflichten, Nebenbeschäftigung, Anwe-

senheit etc.).Sehr lange wird etwa über

das vorgeschlagene „provisorische

Dienstverhältnis" für den Professor

nach UOG 93 diskutiert.

Insbesondere Prof. Koder argumentiert

mit „Einschränkungen in der Rekrutie-

rung" u.a.m. dagegen. Sowoh l die

BSHL als auch Rektor Skalicky doku-

mentieren ihr Verständnis für die Posi-

tion der Ministerien, halten aber die

vorgesehenen Restriktionen und Sank-

tionen fürunangemessen; eine auf Dau-

er gestellte Leistungsfeststellung wäre

wesentlich adäquater (so z.B. Wolf und

Dotter).
In der Frage der Besoldung wird das

tradierte Modell favorisiert (allerdings

mit ineinander geschobener a.o. und

o.Prof.-Gehaltsstaffel); ein Modell von

Brutto-Fixbezügen wird seitens der

BSHL allenfalls für Vertragsprofes-

sorInnen akzeptiert werden. (Es zeich-

net sich hier übrigens ab, daß BM

Scholten - im Gegensatz zu früheren

Zusagen - den Typ der „Vertrags-

professors" nicht nur für Ausnahme-

situationen zur Anwendung bringen

will.)

Insgesamt gehe es bei vielen Punkten

jetzt bereits um die konkrete Formulie-
rung, was in einer kleinen Arbeitsgrup-

pe geschehen könne. Das vom BM

vorgeschlagene Ausmaß für die Lehre

(12 Stunden) und ihre progressive Ab-

geltung im Kollegiengeld wird aber

hier ebenfalls abgelehnt.

Gewissermaßen abschließend wird von

G. Windischbauer betont, daß aus-

schließlich pekuniäre Anreize für viel

Lehre weder für die AssistentInnen,

noch für die ProfessorInnen wün-

schenswert sind (sie!).
Es wurde schließlich noch ein weiterer

Termin vereinbart: 15.01.1997.

Mag.Dr. G. Bohmann
Institut für Allgemeine Soziologie und

Wirtschaftssoziologie
WU-Wien

e-mail:bohmann@ wu-wien.ac. at
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Hans Christian Luschützky
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Das Bundesministerium für Wissen-

schaft, Verkehr und Kunst hat eine mit

B. November 1996 datierte, als Beam-

teiz-Eiittivuif' bezeichnete Neufassung

eines Bundesgesetzes über Studien an

Universitäten ( U71iL, SttldG, ohne

Geschäftszahl) ausgesandt, die keinem

neuerlichen Begutachtungsverfahren

unterzogen wird. Als Termin für das

Inkrafttreten ist der l. August 1997

vorgesehen: die Übergangsfrist für die

Erstellung neuer Studienpläne nach

Maßgabe dieses Rahmengesetzes ist

mit fünf Jahren (1. Oktober 2002, § 77)

als ausreichend zu betrachten.

Das im Vergleich zum Vorgänger-

modell (Juni 1995) bei gleichbleiben-

der Paragraphenzahl (84) durch den

Entfall von Vorblatt, Kostenrechnung

und Erläuterungen um fast 50 Seiten

schlankere Schriftstück ist in sechs

Hauptstücke gegliedert und enthält drei

Anlagen (zu den Diplom- und

Doktoratsstudien und den prospektiv

außer Kraft tretenden Gesetzen und

Verordnungen).

Die 611 bis zurre Ende der Begut-

achtungsfrist beim Ministerium ein-

gelangten schriftlichen Stellungnah-

men zum ersten Gesetzesentwurf wur-

den, in einer Synopse zusammenge-

faßt, noch vor dem Sommer dieses

Jahres der universitären Öffentlichkeit

präsentiert. Daneben gab eine

interfakultäre Arbeitsgruppe der

Hochschülerschaft an der Universität

Wien ihre statistische Analyse der 467
in 25facher Ausfertigung im National-

rat eingegangenen Stellungnahmen

heraus. Eine detaillierte Untersuchung

dessen, was aus den Begutachtungs-

ergebnissen in die Neufassung einge-

flossen ist, liegt derzeit noch nicht vor

und wäre jedenfalls auf der Grundlage

dieser Materialien leicht durchführbar.

Wichtiger erscheint es aber, den Blick

in die Zukunft zu richten und die mög-

lichen Auswirkungen dieses Gesetzes,

soweit absehbar, einer kritischen Ein-

schätzung zu unterziehen.

Dabei sollte versucht werden, in Aner-

kennung der Schwierigkeit, verfas-

sungsmäßig als frei deklarierte

Regelungsmaterien den in einer Zivili-

sation unumgänglichen gesetzlichen

Beschränkungen zu unterwerfen, eine

möglichst optimistische Haltung ein-

zunehmen. Nichts wäre billiger, als die

in der nunmehrigen Fassung des Rah-

mengesetzes zum Ausdruck kommen-

den Bemühungen der Konzipienten um

ein ausgewogenes Verhältnis von Lehr-

und Lernfreiheit, von Rechten und

Pflichten der Lehrenden und Studie-

renden gering zu schätzen und damit

die derzeitige Stimmung an den höch-

sten Schulen des Landes noch weiter

zu verdüstern.

Die durch das neue Rahmengesetz er-

folgte Rechtsbereinigung wurde bereits

in den Stellungnahmen zum Erst-

entwurf positiv aufgenommen. In der

Neufassung wird durch den Entfall der
(allerdings im UOG 93 verankerten)

gesamtösterreichischen Studien-

kommissionennochein weiterer Schritt

der Deregulierung gesetzt. Hinzuge-

kommen ist auch eine Vergrößerung

des Gestaltungsspielraums bei der Er-
stellung der Studienpläne, z. B. durch

die Möglichkeit, Diplomstudien in drei

Studienabschnitte zu gliedern.

Verbliebene Schwachstellen des Ent-

wurfs, wie die übertriebene Einbin-

dung außeruniversitärer Körperschaf-

ten in das Anhörungsverfahren zum

Studienplan oder das Fehlen einer Be-

stimmung über Deutschkenntnisse im
Rahmen der allgemeinen Universitäts-

reife oder die Handhabung der beson-

deren Universitätsreife im Bereich der

geistes- und kulturwissenschaftlichen

Studienrichtungen, werden hoffentlich

noch vor oder in der parlamentarischen

Phase der Gesetzeswerdung zu repa-

rieren sein. Andererseits ist zu hoffen,

daß die parlamentarische Behandlung

nicht zu Abänderungen führt, die den

Gesetzesentwurf auf eine bereits über-

wundene Entwicklungsstufe zurückfal-

len lassen.

Es wäre unerträglich, wenn die Legis-

lative in ein durch so zahlreiche

Expertengutachten und Meinungsäu-

ßerungen von Betroffenen emendier-

tes Konzept eingreift, ohne neuerlich

0®KO INFO

UnivStudG - Gewi

Experten und Betroffene dazu anzuhö-

ren.
Das Studienrecht ist der Lebensnerv

der Hochschulpolitik. Von ihm gehen

die tiefgreifendsten Wirkungen auf die

Entwicklung jener Kreise der Gesell-

schaft aus, denen die intellektuelle

Verantwortung für die Zukunft in die

Hände gelegt ist. Der akademischen

Zunft sollte es leichter fallen, mit ei-

nem ungeliebten Organisationsrecht

und einem (hoffentlich nicht) unbe-

friedigenden Dienstrecht weiterzule-

ben, wenn wenigstens das Studienrecht

in ruhigere Gewässer gesteuert werden

konnte.

Die Bundeskonferenz als gesetzliches

Beratungsorgan des Universitäts- und

Hochschulbereiches hat ihren Beitrag
zur Sanierung eines im Ansatz richti-

gen, in einzelnen Bereichen und vielen

Details aber verzerrten und nicht genü-

gend durchdachten Gesetzesvorhabens

erfolgreich geleistet. Mit besonderer

Aufmerksamkeit wird sie die Imple-

mentierung des neuen Studiengesetzes
an den Universitäten und Hochschulen

beobachten und allfällige Fehlentwick-

lungen aufzeigen müssen. Wenn es den

Studienkommissionen gelingt, die

Standort- und Strukturproblematik

durch attraktive Studienpläne von der

Tagesordnung abzusetzen, wird eine

positive Entwicklung der österreichi-

schen Universitäts- und Hochschul

landschaft in den Bereich des zumin-

dest langfristig Möglichen gerückt.

Mag.Dr. H. Ch. Luschützk y
Institut für Sprachwissenschaften

Universität Wien
e-mail:

hans.christian.luschuetzky @ univie.ac.at
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UnivStudG - Nawi

Es wurde reagiert
"Stellungnahmen zum UniStG haben Wirkung gezeigt"
Hans-Ludwig Holzer

Trotz des Hinweises, daß es zu keiner

weiteren Begutachtung durch die be-

troffenenUniversitätslehrerinnen kom-

men wird, wurde der sog. „Beamten-

entwurf `kurzfristig zur Einsichtnahme

verteilt. Entscheidend aus Sicht eines

Naturwissenschafters war und ist, in-

wieweit die in die Zukunft der Lelure

weisenden Stellungnahmen berück-
sichtigt worden sind und welcher Stel-

lenwert den Universitäten für die Her-

anbildung des Nachwuchses für die

Wissenschaft und die Praxis zukom-

men soll.

Vorweg: Sieht man von einigen Un-

gereimtheiten ab, haben sich die Be-

amten offensichtlich sehr eingehend

mit den Stellungnahmen beschäftigt

und darauf positiv, im Sinne von

Verbesserungen und gravierenden

Abänderungen des ursprünglichen

Entwurfes, reagiert.

Hinweise für die positiven Verände-

rungen in aller Kürze aus Sicht eines

Naturwissenschaftlers:

1. Bildungsziele, Bildungsaufgaben

ebenso wie die Grundsätze für die Ge-
staltung der Studien werden unter der

eingeforderten Prämisse "Einheit von

Lehre und Forschung, Wissenschaft

als Basis für eine zukunftsweisende

Lehre und Bildung als wesentlicher

Aspekt zur Heranbildung für Berufs-

bilder in Wissenschaft und Praxis" for-

muliert (§§ 1-3)

2. Die verwirrende Vielfalt der Begrif-

fe vor allem im Bereich des Prüfungs-

wesens (z.B. Ergänzungs-, Abschluß-,

Lehrveranstaltungs-, Fach-, Gesamt-,

Einzelprüfungen, kommissionelle,

mündliche, schriftliche Prüfungen)

werden weitgehend entflechtend defi-

niert (§ 4), auf die Verknüpfungen der

Termini jedoch vielfach kaum hinge-

wiesen.
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3. Die Möglichkeit der Zuweisung von

Fächern als Pflicht-, Wahl- oder frei

wählbare Wahlfächer im Studienplan

erscheint sinnvoller als die im Entwurf

vorgesehen gewesenen Zuteilungen.

4. Ob man den anstürmenden Stu-

dierendenmassen durch Ausweisen von

„allenfalls auch während der Ferien"

anzubietenden Lehrveranstaltungen (§

8 Abs. 7) bei gleichbleibendem Perso-

nalstand in den sogenannten „Massen-

fächern" begegnen wird können, ist zu

bezweifeln.

5. Statt des im Entwurf heftig kritisier-

ten „Verwendungsprofiles" sollen

„Qualifikationsprofile" die Gestaltung

der Studien leiten, die sowohl
universitätsintem als auch durch ein

öffentliches Begutachtungsverfahren

erstellt werden sollen. Interessant und

sinnvoll hierbei ist, daß bei den

Doktoratsstudien (§ 19 ff) in dieses

Begutachtungsverfahren nur universi-

täre und andere wissenschaftliche In-

stitutionen herangezogen werden.

6. Die Gestaltung der Studien im Rah-

men der in Anlage 1 genannten und

von den Universitäten in Erweiterung

vorzuschlagenden Studienrichtungen

(§ 12 Abs. 1) entsprechenden Studien-

plänen wird weitaus offener möglich,

werden doch bei begründbarer Not-

wendigkeit weiterhin Studienzweige

zugelassen.

7. Obwohl bei den freien Wahlfächern

die Nutzung des Gesamtangebotes al-

ler Hochschulen Osterreichs möglich

ist, in den Studienplänen Lehrveran-

staltungen anderer Hochschulen ein-

geplant werden können, ist die derzei-

tige Form der „Mitbelegung" wie im

Entwurf weiterhin nicht realisiert oder

durch andere formale Wege vorgese-

hen.

B. Die Aufgaben der gesamtösterreich-
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ischen Studienkommissionen bei der

Gestaltung der Studien ist entfallen. Es

wird ausschließlich von der Initiative

der jeweiligen STUKOS abhängen, die

Studien so einzurichten, daß den Stu-

dierenden ein sinnvoller Studienort-

wechsel ohne Schwierigkeiten ermög-

licht wird.

9. Daß zu der gleich gebliebenen Beno-

tung über den (Nicht)Erfolg bei Prü-

fungen die Möglichkeit der Beurtei-

lung „mit (bzw. ohne) Erfolg teilge-

nommen" hinzukommt, sei positiv zu

vermerken.

10. Unverständlich wie bisher ist die
Nichtanrechenbarkeit von Prüfungen,

für ordentliche Studien, die außeror-

dentliche Studierende abgelegt haben.

11. Sowohl der vorgeschlagene

Bearbeitungszeitraum für die Erstel-

lung einer Diplomarbeit (drei Mona-

te), welcher für die VergeberInnen von

Themen gemünzt ist, wie auch die

Beurteilungzeiträume für Diplomarbei-
ten (ein Monat) wie für Dissertationen

(zwei Monate für zwei Beurteilungen)

sind zu kurz gesetzt.

12. Die Übergangsbestimmungen set-

zen nach erster Durchsicht akzeptable

Fristen, der Druck die neuen Studien-

pläne zu erstellen, löst hoffentlich eine

entsprechende Dynamik aus.

13. Die an der Universität Graz erfolg-

reich über „studia irregularia" betrie-

benen interdisziplänen Studien unter

dem Titel „Umweltsystemwissen-

schaften" (mit zur Zeit etwa 400 - 500
Studierenden) wurden wohl wegen der

zu weit in die Zukunft weisenden Ak-

tualität nicht verwirklicht. Die unter
dem Titel „individuelle Studien" fort-

geführten „studia irregularia" sind nun-

mehr mit einer fachlichen Überprü-

fung durch die entsprechende STUKO

versehen.
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14. Daß Absolventen von Universitä-

ten (z.B. Naturwissenschafter) nicht

mehr zu einem Doktoratsstudium an

Technischen Universitäten zugelassen

werden und vice versa, ist nicht ganz

verständlich.

15. Obwohl nunmehr für die Studien-

richtungen Gesamtstundenrahmen an-

gegeben sind, wäre der Entfall bei Fest-

halten eines vorgegebenen Semester-

rahmens sinnvoller gewesen.

Um es gleich vorweg zu nehmen:

Obwohl nach wie vor etwas Enttäu-

schung aufkommt, daß gewisse Punkte

immer noch nicht befriedigend gelöst

sind, so zeigt sich bei Durchsicht der 2.

Auflage des Gesetzesentwurfes

„UnivStudG"doch miteinigerErleich-

terung und bewußt ausgesprochener

Anerkennung, daß die BearbeiterInnen

des neuen Entwurfes auf einige unserer

Kritikpunkte konstruktiv reagiert ha-

ben! Auf wahrscheinliche Frustratio-

nen der Kollegen von den Nachbar-

fakultäten - Stichwort: Wegfall der

Kombinationspflicht bleibt aufrecht! -

sowie auf einige für den Gesamtguß

nicht allzu wesentliche formale Belan-
ge kann hier aus Platzgründen nicht

eingegangen werden; die folgenden

Zeilen sollen schwerpunktsmäßig v.a.

den Implikationen des Gesetzes für na-

turwissenschaftliche Studienrichtun-

gen gewidmet sein.

Nun zu einigen Punkten im Detail,

wobei die positiven Aspekte an den

Anfang gestellt seien: Als Ersatz zum

AHStG - § 1 finden sich in den Ein-

gangsformulierungen nun doch einige

wichtige Hinweise auf die allgemeine
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Insgesamt betrachtet ergibt sich für den

Autor, der bei Stellungnahmen in ver-

schiedenen Ebenen (Studien-

kommission, Fakultät, Senat etc.) sehr

intensiv mitgearbeitet hat, die Ansicht,

daß sich die Mühen hier einmal ge-

lohnt haben. Es ist zu hoffen, daß in den

Studienkommissionen, die als Über-

bleibsel des UOG 1975 mit bedeutsa-

mer Entscheidungsbefugnis versehen

sind, neue dynamische Studienpläne

erstellt werden, der Rahmen erscheint

Ein tragfähiges Konzept zur Jahrtausendwende?
Roland Albert

Bedeutung der Universitäten hinsicht-

lich ihrer wissenschaftlichen Bildungs-

aufgaben sowie auf Prinzipien zeitge-

mäßer Gestaltung von akademischen

Studien. Dies findet auch darin seinen
Ausdruck, daß statt dem etwas skep-

tisch aufgenommenen „Verwendungs-

profil" des Erstentwurfs nunmehr ein

„Qualifikationsprofil" als Leitlinie für

die Arbeit der Stuko bei der Erstellung

der Studienpläne aufscheint: Die Qua-

litäten, die sich ein/e Absolvent/in ei-

ner bestimmten Studienrichtung aneig-

net, somit also das wissenschaftliche
Fach selbst mit seinen zeitgemäßen

Inhalten sollen im Vordergrund ste-

hen; ganz zwanglos ergeben sich dar-

aus ja auch die jeweiligen Verwen-

dungszwecke im Berufs- und Beschäf-

tigungssystem.

Einige Formfehler und Inkonsequen-

zen gegenüber dem Erstentwurf sind

ausgeräumt, was die Lesbarkeit erleich-

tert und wohl auch für eine konsistente

Anwendung innerhalb der einzelnen

Universitäten sorgen wird. Die Noten-

skala ist von drei wieder auf fünf Stu-

fen hochgeschnellt - sicher günstig hin-

sichtlich der Internationalisierung un-
serer Studien, da europaweit oft noch
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in diesem Beamtenentwurf hierfür aus-

reichend zu sein.

Univ.Prof.Dr. H.-L. Holze r

Vors. des Österr. Dozentenverbandes,
Mitglied der BUKO

Inst.f.Geologie und Paläontologie
Karl-Franzens-Universität Graz

differenzierter skaliert wird. Auch sind

neben den „Rechten für Studierende"
auch „Pflichten" formuliert, was letzt-

lich - man möge meine konservative

Meinung nachsehen - wohl auch einer

effizienten Studiengestaltung dienen

mag. Das erfreuliche Recht einer un-

komplizierten Integration von Lehr-

veranstaltungen an Nachbaruniver-

sitäten in den eigenen Studienplan (als
Wahlfächer) soll hier bewußt hervor-

gehoben werden, erleichtert dies doch

die interuniversitäre Wissensvers

netzung sowie die Mobilität der Stu-

denten - wenigstens am Studienort.

Durch Ersatz der „Kernfächer" und

„Schwerpunktfächer", sowie der „ge-

bundenen" und „freien Wahlfächer"

des Erstentwurfs durch schlichte

„Pflicht-" und „Wahlfächer" im her-

kömmlichen Sinn wird auch in dieser

Hinsicht der Text lesbarer.

Nun aber zum Wichtigsten:

Die Obergrenzen für die Gesamt-

stundenrahmen der Diplomstudien

wurden gegenüber dem Erstentwurf in

einigen Fächern auf eine gerade noch

tolerierbare Grenze (flexibel) nach oben

zurückversetzt. In Fächern, wo dies
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nicht geschah (Astronomie, Chemie,

Mathematik, Meteorologie und Geo-

physik, Pharmazie, Physik; auch eini-

ge geistes- und kulturwissenschaftliche

Studienrichtungen), werden die Fach-

vertreter die dringend notwendigen

Korrekturen wohl noch einfordern

müssen! Die „Freien Studien", die ei-

nes der Hauptziele unserer Kritik wa-

ren, da sie einer unstrukturierten Aus-

bildung auf schmalster Basis (man er-

innere sich: 100 Semesterwochen-

stunden ohne inhaltliche Prüfung sei-

tens der Universitätsbehörden!) Vor-

schub geleistet hätten, sind gefallen!

Die neu formulierten „Individuellen

Diplomstudien" -jetzt wieder als Ana-

loga zu den gut bewährten „studia

irregularia" zu sehen - sind in ihrem

Umfang den regulären Studien ange-

paßt und zudem wieder der Begutach-

tung durch die facheinschlägigen

Stukos unterworfen.

Auch die gesetzestextliche Präsentati-
on der „Universitätslehrgänge" hat sich

gegenüber dem Erstentwurf gewandelt:

Obwohl eine Genehmigung durch das

Ministerium - wie übrigens bei allen

anderen Studien auch - u.a. an den

Nachweis der finanziellen Durchführ-

barkeit gebunden ist, so ist die etwas
breitere und den Diplom- und Doktorat-

studien teilweise analoge textliche Dar-

stellung doch so zu interpretieren, daß

eine enge Verbindung zu den regulären

Diplom- und Doktoratstudien beste-

hen sollte, daß also die Einbindung

universitätseigener Lehrveranstaltun-

gen selbstverständlich gegeben sein

wird. Erfreulicherweise kommt im Text

auch wieder der Terminus „Aufbau-

studium" als spezielle Möglichkeit der

Fortbildung von Absolventen vor. In
Verbindung mit der gesetzlich vorge-

sehenen Kooperation mit außer-

universitären Rechtsträgern ergeben

sich daraus gute Zukunftsperspektiven

für die Etablierung fächerübergrei-

fender und zugleich praxisorientierter

postgradualer Ausbildungsgänge:

Beide Schienen - die „Individuellen

Studien" und die Universitätslehr-

gänge - werden möglicherweise wich-

tige Instrumente werden, wenn es um

die Gestaltung derartiger interdiszipli-

närer Bildungsprogramme geht! Denn

zur Bewältigung der gesellschaftlichen
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Probleme der Zukunft (Stichworte:

Umstellung unseres sozio-ökonomi-

scheu Gesamtsystems in Richtung

zukunftsverträglicher Entwicklung;

Umweltwissenschaften) werden sicher

nur interdisziplinäre Lösungsansätze

den entscheidenden Erfolg bringen.

Daher sind wir gut beraten, fächer-

übergreifendes Denken und Handeln

bereits beim akademischen Nachwuchs

in möglichst großem Umfang zu för-

dern.

Nun aber zu den negativen Punkten:

Der Wegfall einer gesamtösterreich-

ischen Koordination der Studienpläne

birgt die Gefahr einer Inkompatibilität

der Studien zwischen den ohnedies

wenigen inländischen Universitäten

und Hochschulen. Mancher Student

wird sich die Frustrationen nicht anre-

chenbarer Lehrveranstaltungen und

Semester ersparen und zu Hause blei-

ben! Hier sollte zumindest ein Infor-

mationsaustausch zwischen den Stukos

gleicher Fachstudien innerhalb Öster-

reichs einer gesetzlichen Regelung un-
terzogen werden.

Repariert werden muß jedenfalls auch

der Mangel, daß Beurlaubungen vom

Studium, sei es zum Zweck eines befri-

steten Auslandsstudiums oder einer

Schwangerschaft, sei es krankheitshal-

ber, textlich unerwähnt bleiben. Gera-

de ersteres widerspricht auch den viel-
fach angesprochenen Impulsen zur

Mobilitätssteigerung unserer Studie-

renden. Zudem erspart man sich mühe-

volle Im- und Ex-Matrikulationen mit

zeitaufwendigen Anrechnungsverfah-

ren! Wir gehen davon aus, daß der

Mangel derartiger Passagen als Flüch-

tigkeitsfehler des Gesetzesschreibers

zu werten sind.

Daß sich in § 62 (2) der Satz findet „Die

Aufgabenstellung der Diplomarbeit ist

so zu wählen, daß für eine/n Studieren-

den die Bearbeitung innerhalb von drei

Monaten möglich und zumutbar ist",

ist gänzlich unverständlich, insbeson-
dere, wenn es um empirisch-experi-

mentelle Naturwissenschaften geht!

Gerade in diesen Studien wird wichti-

ges berufsrelevantes, praktisches und

theoretisches Spezialwissen (v.a. auch

Spezialmethoden) überhaupt erst in
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Zusammenhang mit der selbständigen

experimentellen Arbeit bzw. mit den

diversen Literaturrecherchen und

Eigenstudien in der Phase der Diplom-

arbeit erworben. Diese Zeitspanne auf

drei Monate zu raffen, würde auf eine

katastrophale Abwertung der Berufs-

vorbildung hinauslaufen und kann nicht

akzeptiert werden. In vielen auf expe-

rimentelle Arbeiten fokussierten Dis-

ziplinen wird diese Zeit gerade ausrei-

chen, um sich sein methodisches Kon-

zept zurechtzulegen - gar nicht dran zu

denken, wie Biologen damit umgehen

sollen, die sich ja oft auf die jahreszeit-

lichen Rhytmen der Natur und generell

auf die Unsicherheiten freiland-
gebundener Forschung einstellen müs-

sen! Da im Entwurf aber kein Hinweis

auf offizielle Beantragungsfristen zur

Übernahme von Diplomarbeiten auf-

scheint, der offizielle Beginn der Di-
plomarbeit bei der Studienbehörde so-

mit nicht aufscheint, ist dieser Passus

irrelevant und könnte ersatzlos gestri-

chen werden.

Auch wenn ich damit wahrscheinlich

nicht die mehrheitliche Meinung des

Mittelbaues einnehme, erlaube ich mir

hinsichtlich der Diplomarbeiten noch
zwei weitere kritische Anmerkungen

im Zusammenhang mit - auch von

Kollegen immer wieder geäußerten -

Befürchtungen eines Qualitäts-

verlustes:

(1) Die Bestellung eines Zweit-

betreuers, wie international durchaus
üblich, und

(2) Bindung der Diplomarbeits-Be-
treuung durchAssistentInnen mit Dok-

torat an eine entsprechende Empfeh-
lung der Stuko.

Die Prüfungsverfahren, also der ge-

samte 3. Teil des 4. Hauptstückes (Fest-

stellung des Studienerfolges) erschei-

nen revisionsbedürftig. Zum einen sind

die organisatorischen Prüfungsabläufe

zu sehr reglementiert, zum anderen

mißfällt der Geist des Gesetzestextes

insgesamt:

zwischen den Zeilen schwingt mit, als

würde das Ministerium unterstellen,

zwischen akademischen Lehrern und

StudentInnen herrsche eher ein Klima

permanenten Mißtrauens und nicht ein
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auf gegenseitigem Vertrauen basieren-

der Wille, die Lehrinhalte in möglichst

effizienter Form zu vermitteln bzw. zu

akquirieren. Vielleicht lassen sich hier

noch technische und optische

Glättungen finden. Positiv ist dennoch

anzumerken, daß die Festlegung aller

Prüfungsabläufe in den Stukos ge-

schieht, denen - das sei hier noch ein-

mal deutlich ausgesprochen, da es ei-

nen der zentralsten Punkte des Geset-

zes betrifft - bei der Gestaltung der

Studienpläne größtmögliche Freiheit

gegeben ist, sieht man von dem relativ

aufwendigen, letztlich aber doch sinn-

vollen Begutachtungsverfahren ab, das
bei Erlassung bzw. bei substanziellen

Änderungen des Studienplans in die

Wege zu leiten ist.

Die gravierendsten Schwächen wer-

den beim Thema „Lehramtsstudium"

manifest: das Gesetz sieht vor, die

Lehramtsstudien von den Diplom-

studien abzukoppeln. Damit würde aber

eine bestens bewährte Tradition abrupt
enden, nach welcher Lehramtsstudien

durchaus einer wissenschaftlichen

Berufsvorbildung gleichkamen. Das

zugrunde liegende bisher gültige Kon-

zept ging vom Gedanken aus, daß eige-

ne Erfahrungen im Umgang mit wis-

senschaftlichen Erkenntnissen und Me-

thoden einer soliden und umfassenden

Wissensvermittlung an Höheren Schu-
len durchaus förderlich ist. In diesem

Zusammenhang ist auf den für die For-

mal- und Naturwissenschaftliche Fa-

kultät sehr bedauerlichen Umstand hin-

zuweisen, daß das Lehramtsstudium

„Biologie und Erdwissenschaften" (im

geltenden Gesetz als Einzelstudium mit

etwa 170 Stunden definiert), gemäß

dem neuen Entwurf von einem Studi-
um „Biologie und Umweltkunde" mit

einem Stundenrahmen von 70-100 ab-

gelöst wird, das mit einem zweiten

Fach zu kombinieren ist. Im Titel spie-

gelt sich zwar das an den AHS gelehrte

Fach wieder, doch ist klar, daß sich in

diesem bescheidenen Rahmen eine

ernsthafte wissenschaftliche Vorbil-

dung nicht mehr realisieren läßt! Dazu

kommt noch, daß erdwissenschaftliche

Fächer im Rahmen dieses abgespeck-

ten Studiums nur mehr auf schmalster

Basis vermittelbar sein werden. Auf

weitere Aspekte zum Thema Lehramts-
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studiert, insbesondere auf die gefähr-

dete Balance zwischen fachdidakti-

schen gegenüber allgemein-pädagogi-

schen Fächern kann hier aus Platzman-

gel nicht näher eingegangen werden.

Es ist jedoch im Ministerium dringend

anzuregen, über die höchst bedenkli-

chen Konsequenzen in Hinblick auf

das „Qualitätsprofil" unseres Lehrer-

nachwuchses bei vollzogener Ab-

koppelung des Lehramtsstudiums von

der wissenschaftlichen Basis noch ein-
mal gemeinsam mit Fachvertretern

nachzudenken.

Die Biologie hat daneben auf der Ebe-

ne der Diplomstudien noch einen zwei-

ten Wermutstropfen zu schlucken: die

Teilung zwischen derklassischen „Bio-

logie" (Botanik, Zoologie, Human-

biologie, Ökologie, tw. auch Paläonto-

logie) und der modernen, prosperie-

renden „Molekularen Biologie" ist in

Gestalt der eben genannten parallel ein-

zurichtenden Biologie-Diplomstudien
endgültig vollzogen - eigentlich scha-

de, da beide Bereiche viel voneinander

profitieren könnten! Es wird also sehr

darauf zu achten sein, daß in den neuen

Studienplänen ausreichend Quergeleise

zwischen den beiden Biologie-Schie-

nen verlegt werden.

Ich komme zum Schluß:

Gelingt es, Glättungen in der skizzier-

ten Weise durchzuführen, so eröffnet

das neue Gesetz sicher eine gute Chan-

ce zur Aktualisierung unserer Studien.

Ein Neubeginn mit „Stunde null", ge-
tragen von autonomer und eigenver-

antwortlicher Arbeit der Studien-

kommission, erlaubt die „Entrümpe-

lung" der Studienpläne sowie den Ent-

wurf von Neukonzepten, in welchen

moderne Aspekte der einzelnen Fächer

wohl besser berücksichtigt werden kön-

nen als bei den „Hinbastelungen" im

Rahmen von Novellierungen des

AHStG sowie der einzelnen Studien-

gesetze und Verordnungen während

der vergangenen Jahre! Bewährtes soll

trotzdem bewahrt werden, Neues soll

und muß mitberücksichtigt werden.

Auch die gesetzliche Basis für fächer-

übergreifende Diplomstudien und Auf-
baustudien sollte voll genutzt werden!

Die großzügige Zeitdimension für den
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Übergang - das neue Gesetz tritt am 1.

August 1997 in Kraft, die neuen Studi-

enpläne sollen spätestens am 1. Okto-

ber 2002 (!) in Kraft treten - erlaubt

schließlich die Aufnahme eines behut-

samen,alleInteressen berücksichtigen-

den, gleichzeitig wohl auch sehr müh-

samen und zeitaufwendigen Diskussi-

onsprozesses in Richtung einer Neu-

orientierung unseres gesamten akade-

mischen Ausbildungswesens mit

gleichrangiger Berücksichtigung

grundlagenorientierter und berufsvor-

bildender Aspekte - symbolträchtig

genug, daß diese Schritte gerade in der

Zeit der Jahrtausendwende gesetzt wer-

den!

Univ.-Doz.tit.ao.Prof.Dr. R.Albert
Institut für Pflanzenphysiologie

Studienkoordination Ökologie NAWI
Fakultät der Universität Wien

e-mail: ralbert@pflaphy.pph.univie.ac.a t
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Technik
Vor dem Hintergrund des Sparpaketes
Werner Gobiet

Der neue Beamtenentwurf des UniStG

trifft direkt mit dem Sparpaket der Bun-

desregierung zusammen. Bei der Be-

trachtung des Gesetzesentwurfes ist

dies zu berücksichtigen, wobei beson-

ders die Auswirkungen der Einschrän-

kung der Lehrabgeltung aufgezeigt

werden müssen.

Vorweg aber einige positive Aspekte

des neuen Entwurfes:

* Die zehnjährige Übergangszeit er-

möglicht eine vernünftige Anpassung

der Studienpläne des TechnStG an das

UniStG.

* Die (Wieder-) Aufnahme von Stu-

dienzweigen erspart das Aufgliedern

einiger Studienrichtungen mit sehr vie-

len Fächern, wie das Bauingenieurwe-

sen in mehrere Studienrichtungen, und

ermöglicht das problemlose Überfüh-

ren der meisten technischen Studien-

richtungen in das neue UniStG.

* Auch die nunmehr mögliche freiere

Gestaltung der Prüfungsanmeldungen

durch persönliche Übereinkunft ist sehr

sinnvoll.

* Die Aufteilung der Semesterwochen-

stunden auf die Studienabschnitte und

die Differenzierung nach Pflicht - und

Wahlgegenständen als Aufgabe der

Studienkommission entspricht eben-
falls eher den Notwendigkeiten einer

technischen Studienrichtung (Die

Randbedingungen des TechnStG, näm-

lich daß es einem Studenten möglich

gemacht wurde, einen Studienzweig

durch die Art der Wahlmöglichkeit zu

absolvieren, obwohl er wesentliche

Kernfächer des Studienzweiges um-

gangen hat, ist schon öfter kritisiert

worden).
Die freien Wahlfächer sollten aber auf

7 bis 10% der Gesamtstundenzahl re-

duziert werden, da sonst die Fachaus-

bildung zu sehr eingeschränkt werden

würde.
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Nun aber zu den kritischen

Anmerkungen:

y` Durch das Sparpaket der Bundesre-

gierung können nur wenige Wahlfä-

cher angeboten werden, da hierfür die

Bedeckung nicht gegeben ist bzw. Lehr-

veranstaltungen wegen der Mindest-

hörerzahlen nicht abgegolten werden

dürfen: Wahlvorlesungen sind natur-

gemäß Lehrveranstaltungen mit gerin-

geren Hörerzahlen, weil sie sich meist

mit Spezialgebieten beschäftigen; aber

nur dort erfährt der Student „the state

of art" für seine Diplomarbeit oder

Dissertation bzw. für sein gewähltes

Spezialgebiet.

* Beim Doktoratsstudium kann zwar

die Gesamtstundenanzahl des vierse-

mestrigen Studiums im Studienplan frei

festgelegt werden, aber gleichzeitig

müssen die Fächer bezeichnet werden.

Meiner Erfahrung nach können die

Fächer für ein Doktoratsstudium der

Ingenieurwissenschaften (Dr.Ing.)

nicht generell festgelegt werden, da

diese Fächer sehr eng mit dem Disser-

tationsthema zusammenhängen und

deshalb individuell mit dem Betreuer

des Dissertanten abgesprochen wer-

den müssen.

Die Doktoratsstudien werden beson-

ders unter dem Sparpaket leiden, denn

die notwendigen fünf bzw. drei Hörer

werden bei solchen Lehrveranstaltun-

gen oft nicht erreicht.

Aber noch schlimmer ist die Auswir-

kung auf jene Lehrveranstaltungen,

welche noch nicht in einen Studienplan

aufgenommen wurden oder nur für

Dissertanten vorgesehen sind. Dies sind

aber gerade jene Spezialfächer, die die

neuesten Entwicklungen vermitteln.

Denn für solche Lehrveranstaltungen

sind mind. 15 bzw. 10 Hörer für eine

Abgeltung vorgeschrieben. Nicht die

spektakulären Ereignisse (diese sind

die Forschungsergebnisse von gestern)
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machen den Fortschritt aus, sondern

die vielen einzelnen Forschungsergeb-

nisse, die erst wie ein Mosaik zusam-

mengesetzt zu spektakulären Entwick-

lungen führen. Nennt man das Innova-

tion, wenn Forscher ihre Entwicklun-

gen nicht entgeltlich anbieten dürfen,

und dadurch diese Entwicklungen den

Studenten vorenthalten werden? Wie

soll sonst der wissenschaftliche Nach-

wuchs ausgebildet werden?

* Grundsätzlich sollte die Festlegung

der Mindestanzahl der Diplomprü-

fungstennine aus dem Gesetzesentwurf

gestrichen werden, da dadurch eine
Reform des Prüfungssystems, die eine

Verkürzung des Studiums mit sich brin-

gen könnte, behindert bzw. unmöglich

gemacht wird.

Aber wenn schon eine Mindestanzahl

festgelegt wird, dann sollten dies nicht

vier, sondern nur drei Termine sein: ein

Termin im Herbst, einer vor oder nach

den Semesterferien und einer Ende des

Sommersemesters würden genügen,

und kein Student würde bei seinem

Fortkommen im Studium nennenswert

behindert werden. Es könnten aber viele

Sitzungsstunden eingespart werden

(Studienrichtung, Bauingenieurwesen,

zwei bis drei Sitzungen mit je rund 20.

Professoren + kommissionelle Prü-

fung).

Trotz massiver Proteste wurden die
Aufbaustudien nicht als Studien-

richtungen in den Gesetzesentwurf auf-

genommen; sie können aber als

Universitätslehrgänge angeboten wer-

den, wenn die Finanzierung von der

Fakultät gesichert (§ 27 Abs. 1) wird;

d.h. daß die Kosten von den Studenten

zu tragen sind. Dies mag für viele spe-

zialisierte Fachgebiete einen Sinn er-

geben, wenn das Erlernte direkt dem

Arbeitgeber zugute kommt. Aber beim

Aufbaustudium „Technischer Umwelt-

schutz" ist die Zielsetzung eine andere:

Es soll z.B. nicht ein Beamter in sei-
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nem Fachgebiet neue Technologien

kennenlernen, sondern er soll in die

Lage versetzt werden, die System-

wirkungen seiner Entscheidungen in

bezug auf die Umwelt bewußt wahrzu-

nehmen und so bessere Entscheidun-

gen treffen können. Ein Beamter be-

kommt deshalb nicht mehr Gehalt und

auch sonst dafür keine Benefizen, wenn

er dieses Studium absolviert, sodaß er

kaum dazu zu motivieren sein wird, die

rund S 100.000,- bis 200.000: pri-

vat aufzubringen. Werden die Umwelt-

belange in der Gesellschaft so gering

bewertet, daß diese nicht bereit ist, die

Kosten der Ausbildung zu tragen?
Falls aus systematischen (formalen)

Überlegungen das Aufbaustudium

„Technischer Umweltschutz" nicht

4/96

neuer1
Bemerkungen zum Beamten-Entwurf des Bundesgesetzes
über Studien an Universitäten
Hermann-Peter Pirker

Der erste Eindruck des vorliegenden

Beamtenentwurfes läßt vermuten, daß

hier eine völlig neue Bearbeitung der

Materie vorliegt. Bei genauerem Hin-

sehen erkennt man aber, daß nur eine

Umgruppierung der einzelnen Teile

(jetzt Hauptstücke) und eine manch-

mal weitschweifige Umformulierung

der Texte erfolgt ist. Die Anzahl der

Paragraphen hat sich nicht geändert,

wohl aber der Umfang, der um ganze
60% zugenommen hat, wovon etwa

ein Drittel der Bedarfsprüfung und den

Evaluierungsmaßnahmen (Diplom-

und Doktoratsstudien) gewidmet ist.

Ein weiterer Teil der Mehrseiten wird

durch die teilweise inkonsequente Ver-

wendung der zwiegeschlechtigen

Schreibweise verursacht, die das Le-

sen des Textes außerdem ungemein

erschwert.

Nur ein Beispiel (S. 67 unten: „Der

Studiendekan/die Studiendekanin hat

den/die Universitäts/Hochschullehrer/

vom Bund finanziert werden kann, dann

sollte eine eigene Studienrichtung für

ein Vollstudium eingerichtet werden:

Der erste Studienabschnitt könnte ein

beliebiger Studienabschnitt einer tech-

nischen Studienrichtung sein, wobei

im zweiten Abschnitt die speziellen

Fächer des „Technischen Umwelt-

schutzes" aufgenommen werden soll-

ten.

Zusammenfassend möchte ich feststel-

len, daß aus der Sicht einer technischen

Studienrichtung einerseits der neue

Entwurf einige Verbesserung bringt,

daß aber im Zusammenhang mit dem

Sparpaket sehr empfindliche Ein-

schränkungen im Studienbetrieb zu

erwarten sind, die in weiterer Folge die

in, der/die den/die Verfasser/in einer

Dissertation betreut hat, jedenfalls zu

einem/r Beurteiler/in zu bestellen."

Daneben auch (§ 63 (2): „.... Hoch-

schullehrerlHochschullehrerinuen ...."

Andererseits darf „Der/die Studieren-

de eine/n Betreuerin (einer Disserta-

tionen) .... auswählen, (da ist die Aus-

wahl zumindest in den technischen

Fächern eher schwierig).

Positiv hervorzuheben ist - aus Sicht

der TU Graz, nicht nur, weil die For-

mulierungen des Senatspapieres vom

Dez. 95 teilweise wörtlich übernom-

men worden sind - die Gestaltung des

1. Hauptstückes mit der Beschreibung

der Bildungsziele und Gestaltungs-

grundsätze der Studien sowie auch der

Begriffsbestimmungen.

Leider ist aber hier ein weiterer, völlig

unsinniger und kaum zu überbietender

Fall von vorauseilendem Gehorsam

eingetreten (Pkt. 19), der schärfstens

zurückgewiesen werden muß. Abgese-
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Ausbildung allgemein und die der jun-

gen Forscher im besonderen beeinträch-

tigen wird.

Ao.Univ.-Prof. Univ.-Doz.
DiplAng.Dr. W. Gobie t

Institut für Straßen- und Verkehrswesen
TU-Graz

e-mail: gobiet@isv.tu-graz.ac.a t

hen davon, daß weiterhin auf die vehe-

ment beeinspruchte Änderung des Na-

mens „Technische Studienrichtungen"

in „Ingenieurwissenschaftliche Stu-
dienrichtungen" und damit auf dem

akademischen Grad „Dr.Ing." statt

„Dr.techn." bestanden wurde, taucht

hier ein völlig neuer akademischer Grad

auf, der einmal vom Minister, dann

wieder vorn Fakultäts/Universitäts-

Kollegium vergeben wird, nämlich der

„Master of Advanced Studies". An ver-

schiedenen Stellen wird festgehalten,

daß Zeugnisse etc. und damit auch die

akademischen Grade ins Englische

übersetzt werden dürfen. In diesem Fall

wird es notwendig sein, einen an einer

österreichischen Universität erworbe-

nen akademischen Grad ins Deutsche

übersetzen zu müssen (ein anderer Grad
als ein deutschsprachiger hat bisher auf

die Absolvierung eines Studiums im
Ausland hingedeutet, damit soll es nun

wohl vorbei sein). Bei den Aufbau-
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studiert wird nach dem Techn-StG 1990

an die Absolventen ein das Studium

bezeichnender Grad verliehen, bisher

beispielsweise beim „Technischen Um-

weltschutz" der „Diplomierte Umwelt-

techniker" (Berufsbezeichnung). Da-

mit ist zweifelfrei das absolvierte Stu-

dium erkennbar, unklar ist in diesem

fall der MAS, der vielleicht verschwom-

men mit „Magister ..." übersetzt wer-

den wird, vielleicht macht aber jemand

auch eine „MeisterPrüfung" - ohne die-

se wichtige Einrichtung abwerten zu

wollen ! ! - daraus.

Eine weitere Inkonsequenz ist der aka-

demische Grad bei den Ärzten. Nach

den heftigen Protesten der Mediziner

und auch der Patienten ist der „Magi-

ster med. univ." wieder dem „Dr. med.

univ." gewichen, nicht jedoch der „Ma-

gister med. vet." (bei etwa gleicher

Studiendauer). Da hat sich das liebe

Vieh offenbar nicht ordentlich artiku-

liert!

Wesentlich aufschlußreicher wäre es

also, die besten eingeführten deutschen

Bezeichnungen beizubehalten und in

einem Anhang des Gesetzeswerkes

dann die Gleichwertigkeiten anderer

internationaler Studienabschlüsse ta-

bellarisch anzuführen.

Erfreulich ist jedoch und daher als ein

weiteres Positivum anzusehen, daß die

von allen Seiten anerkannten Aufbau-

studien im Rahmen der Universitäts-

lehrgänge (§ 24) weitergeführt werden

dürfen.

Interessant ist auch die Aufnahme der

Fernstudien (§ 9) und der Vorschreibe-

möglichkeit einer facheinschlägigen

Praxis (§ 19) in das Gesetz, was aller-
dings noch eine Präzisierung durch die

Studienkommission erforderlich ma-

chen wird.

Die Übergangsbestimmungen des neu-

en Entwurfes erscheinen, allgemein

betrachtet, etwas realistischer, jedoch

ist die im Sommer bekanntgegebene

Verschiebung der Einführung an den

Technischen Universitäten um fünf

Jahre offenbar wieder zurückgenom-

men worden. Für alle Studienrichtun-

gen gilt als letzter Termin für die Ände-

rung der Studienpläne der l. Oktober
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2002. (Die Bestimmungen für die Stu-

denten sind rigoroser, das ist aber ein

anderes Kapitel.) Wenn das Gesetz im

Oktober 1997 in Kraft tritt, muß das

Techn-StG 1990 außer Kraft treten,

was bedeutet, daß nach fünf Jahren

auch die von den Studienkommissionen

mit hohem Aufwand an Zeit und Ener-

gie erstellten Studienpläne, ohne daß

es zu einer Evaluierung der getroffe-

nen Maßnahmen gekommen wäre, wie-

der ihre Gültigkeit verlieren und neu

bearbeitet werden müssen. Damit
kommt eine weitere zusätzliche Bela-

stung auf die Hochschullehrer zu, die

wegen des durch das Strukturan-

passungsgesetz verminderten Personal-

standes ohnehin ein höheres Arbeits-

pensum erledigen müssen, z.B. auch

durch die verkürzten Fristen für die

Beurteilung von Diplomarbeiten und

Dissertationen.

Die Aufgabenstellung der Diplomar-

beiten soll in Hinkunft übrigens so ge-

wählt werden, daß deren Bearbeitung
innerhalb von nur drei Monaten mög-

lich und zumutbar ist. Für die Techni-

schen Studien ist eine solche Regelung

abzulehnen, da eine Bearbeitung in die-

ser Zeit unmöglich sein wird. Die

Urheberrechtsregelung bei diesen Ar-

beiten ist ebenfalls noch nicht durch-

dacht und wird zu Problemen führen.

Weitere Unklarheiten ergeben sich in
Zusammenhang mit der Studienein-

gangsphase, der Möglichkeit von

Mehrfachstudien (Umgehen von

Prüfungsbestimmungen!), bei der An-

zahl und Ermittlung des Erfolges von

Prüfungen, den Ergänzungsprüfungen

u.s.f., um nur einige zu nennen.

Fazit:

Die begrüßenswerte Absicht, das Stu-

dium an den österreichischen Univer-

sitäten im Rahmen einer umfassenden

Hochschulreform mit den Zielen:

*effektive und zielorientierte Gestal-

tung von Lehre und Studium,

*konkurrenzfähiges Studien-Angebot,

*Stärkung der Selbststeuerungs-

kompetenzderUniversitäten u.a.durch

von den Universitäten selbst erlasse-

nen Studienplänen

BUKO INFO

den heutigen Anforderungen an eine

umfassende und moderne Ausbildung

anzupassen, wird mit diesem Gesetz,

durch das 182 Gesetze und Verordnun-

gen sofort (d.h. ab 31. Juli 1997) bzw.

nach Inkrafttreten der neuen Studien-

pläne (spätestens am 30. September

2002) aufgehoben werden, wohl erst

nach der einen oder anderen Novelle

erreicht werden.

Ass.-Prof.Dipl.-Ing.Dr. H. Pirker
Institut für Thermische Turbomaschinen

TU-Graz
e-mail: pirker@ttm.tu-graz.ac.at

http: //www.tu-graz.ac.at/TU-319 0
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der Studierenden" das Recht festge-
schrieben ist, „neben einem ordentli-
chen Studium ... LV zu besuchen, für
welche die Studierenden die ... An-
meldungsvoraussetzungen erfüllen"
sowie „freie Wahlfächer an der ge-
wählten Uni/HS zu besuchen, für wel-
che sie die ... Anmeldungsvorausset-
zungen erfüllen", was soll denn das
heißen, "Anmeldungsvoraussetzun-
gen"? Wahrscheinlich (!) ist ja § 8 (6)
gemeint, wo "... als Voraussetzung für
die Anmeldung zu LV, deren Verständ-
nis besondere Vorkenntnisse erfordert,
..." Prüfungen gefordert werden kön-
nen. Wahrscheinlich (!) ist damit ja
gemeint, daß niemand feuer- und
explosionsintensive Laborübungen
besuchen soll, bevor er/sie die dazu
nötigen Grundkenntnisse nicht nach-
gewiesen hat.
Eine gute und gesunde Idee, nur:
Warum steht es dann nicht so da? War-
um hat man nicht die Gelegenheit er-
griffen, die Klausel des § 104 (2) UOG
'75 „Der Besuch von Lehrveranstal-
tungen ist Jedermann (meine Hervor-
hebung) auch ohne Inskription gestat-
tet" hier wieder einzuführen (wenn sie
schon im UOG 93 zugunsten der Sat-
zungen verschwunden ist) - und als
Beschränkungen wirklich nur (nach-
weispflichtige) Platznot und/oder Ge-
fährlichkeit zuzulassen? Ich erinnere
mich, daß ich während meines Studi-
ums einige Vorlesungen besucht habe,
wo ich die formalen Voraussetzungen
(im Sinne dieses Entwurfes) sichernicht
erfüllt habe.
Nur: die waren interessant und gut und
ich habe wahnsinnig viel gelernt. Lang,
lang ist's her.
Überhaupt die „Rechte und Pflichten
der Studierenden". Gegen die Rechte
ist nichts einzuwenden - daß die Auf-
zeichnung mündlicher Prüfungen auf
Tonträger nicht mehr vorkommt, be-
dauere ich freilich nicht im mindesten
- aber die Pflichten:
Die Studierenden sind verpflichtet, sich
ihrem Studium ernsthaft zu widmen.
Wunderbar, ein Satz, kaum eine Zeile
lang.
Danach kommen freilich 13 Zeilen voll
sonstiger Pflichten - fast alles das Aus-
füllen irgendwelcher Papiere betref-
fend. Eine schöne Gewichtung, nicht?
Na gut, es entspräche keineswegs dem
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alten Universitätsideal, wollte man Stu-
dierende zum Besuch irgendwelcher
LV - insbesondere vom Typ der Vorle-
sung - zwingen, aber ich frage mich:
Wie ist denn das mit den Bestimmun-
gen zu vereinbaren, daß Lehraufträge
nur bei einer (nachgewiesenen) Min-
desthörerzahl - dauernd anwesend ! ! -
remuneriert werden? Denn, daß sich
daran etwas ändern wird, davon träumt
doch niemand, da geht es ums Geld.
Abgesehen davon, daß es LV gibt, bei
denen Anwesenheit eine entscheiden-
de Rolle spielt.
Übungen, Praktika, ... Eine diesbezüg-
liche Regelung - z.B. angelehnt an die
alte 80% - Klausel - hätte durchaus den
angepeilten „Deregulierungseffekt"
nicht zunichte gemacht. Viel weniger
jedenfalls, als die minutiösen Detailre-
gelungen fürErgänzungsprüfungen i m
Anhang I (mein Hausarzt braucht nichts
über die Geologie Österreichs zu wis-
sen!).
Dafür fehlt - nicht nur wegen der Sym-
metrie - der im alten AHStG vorkom-
mende Paragraph „Rechte und Pflich-
ten des Lehrkörpers". Juhu, wir sind
dereguliert - könnte man jubeln, aber
dort steht auch, daß Lehrveranstaltungs-
anbieter „methodisch und inhaltlich
frei" sind.
Und das scheint mir schon wichtig,
denn sonst wird uns - dem Trend zur
Verschulung folgend -bald jeder Buch-
stabe der Lehrveranstaltungen vorge-
schrieben (Lehrer an Pflichtschulen
sind zumindest methodisch frei!).

Aber zum Schluß noch eine mögli-
cherweise positive Meldung:
Das Einrichten und das Auflassen von
Studienrichtungen ist jetzt symmetrisch
geregelt - beides per Verordnung.
Gut daran, daß man zum Einrichten
einer neuen Studienrichtung nicht wie-
der ein neues Gesetz braucht, schlecht,
daß auch das Auflassen keines braucht.
Ich verweise auf meine „tiefsinnigen"
Betrachtungen bezüglich des Sparens
im BUKO-Info 3/95!

Univ.-Doz.Dr. I. Jäge r
Institut für Metallphysik

Montanuniversität Leoben
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EU-Lehrgang eröffnet
neue Berufschancen

10. postgradualer Lehrgang zur
Europäischen Integration
beginnt am 3. März 1997.

Annerkannt nach Hochschul-
studiengesetz; 2 Kurseinheiten zu je
8 Wochen. Abschluß mit Diplom

für Teil I und 11.

Programm: EU-Recht, Wirtschaft,
Politikfelder, Verhandeln, Sprachen,
internationale Studienreisen:

Zielgruppe: Bundesbedienstete,
Landes- und Gemeindebedienstete
und Privatpersonen.

Voraussetzung: abgeschlossenes
Hochschulstudium, Englisch- und
Französischkenntnisse.

Kursgebühr: (nur für Nicht-Bun-
desbedienstete) S 45.000,- plus ca.
S 12.000,- Reisekosten je Teil.

Beginn: 3. März 1997 - 20. Juni
1997 bzw. Teil I ab 3. März 1997
und Teil lI ab 28. April 1'997.

Interessenten wenden sich an die
Verwaltungsakademie des Bundes

Europaakademie,
Mauerbachstraße 43,

1140 Wien,
Tel.: 0222/979 15 01

Fax: 0222/979 15 01 64

VEBWALlUNGSAKADEMIE DES BUNDES
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Zum Entwurf eines UnivStudG
Helmuth Gatterbauer

Mit Bedauern muß festgestellt werden,

daß das BMWVK die Universitätsan-

gehörigen als zu vernachlässigende

Größe einstuft: entweder traut man ih-

nen keine Bereitschaft zur sachlichen

Diskussion zu oder fürchtet eben eine

solche. Anders wäre nicht zu erklären,

daß der nunmehr vorgelegte Entwurf

lediglich auf verschlungenen Wegen

seinen Weg an die Universitäten findet
(an der BOKU hat bis jetzt weder der

Rektor noch der Kollegiumsvor-

sitzende den Entwurf offiziell erhal-

ten) und lediglich ausgewählte Institu-

tionen die Gelegenheit zu Gesprächen

erhalten. Interessant wäre sicher auch

gewesen, in erläuternden Bemerkun-

gen den Beweggründen für so manche

Bestimmung nachzuforschen. Auch die

besondere Eile verwundert: Ein Ge-

setz, das derart tief in die Universitäts-

landschaft eingreift, sollte eingehen-
derer Überlegungen würdig sein; das

Beispiel des UOG 1993 ist Warnung
genug. Es bleibt nur zu hoffen, daß

nicht auch hier sich ein Minister noch

rasch ein „Denkmal" setzen will und

dann einen Scherbenhaufen hinterläßt.

Da offenkundig Eile geboten ist, sollen
nur einige besonders ins Auge sprin-

gende Punkte herausgegriffen werden.

Generell fällt auf, daß der Entwurf nicht

über hohe legistische Qualität verfügt:

In einem geradezu überbordenden Pa-

ragraphen mit Begriffsbestimmungen

(§ 4) fehlt der Begriff des für die Studi-

enpläne überaus bedeutenden

„Qualifikationsprofils", die in § 13 (5)

enthaltene Bestimmung setzt verständ-
nisvolle Interpretationsbereitschaft

voraus. In manchen Teilen (z.B.

Untersagungsrecht des BMWVK für

Studienpläne; bei den häufigen Na-

mens-undKompetenzänderungen wäre

es überhaupt sinnvoller, nur die Worte

„zuständiger Bundesminister" zu ver-

wenden) würde ein Verweis auf wört-

lich gleichlautende Bestimmungen den

Umfang der Norm verringern. Die

Studienkommissionen sollten nicht nur

berechtigt, sondern im Sinne der

Rechtssicherheit verpflichtet werden,
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die Studienpläne im Mitteilungsblatt

der Universität kundzumachen (§§ 17,

23, bzw. Kollegien gern. § 27). Die

Beschränkung der fremdsprachlichen

Urkunden für akademische Grade auf

die englische Sprache (§ 67 (4)) findet

in der Verfassungsbestimmung des § 6

keine Deckung.

Sprachlich scheint noch manches ver-

besserungswürdig: Ist die in § 3 Z 7

angeführte „Frauenforschung" der

„Geschlechterforschung" gleichwertig

oder „Frauen- und Geschlechter-
forschung" einer anderen Forschung,

zB. der technisch- naturwissenschaft-

lichen? Wenn durch die Studien-

kommission gern. § 10 „geeignete Er-

satzformen festzulegen sind", dann muß

sie zur Vorschreibung einer Praxis wohl

verpflichtet und nicht nur berechtigt

sein.

Auch sonst gibt es so manche Unge-
reimtheit, die nicht unbedingt für tiefe

Einsichten in das Studiengeschehen

spricht: Bei allem Verständnis für das

Bestreben nach Verkürzung der Studi-

endauer muß unmißverständlich fest-

gestellt werden, daß die Bearbeitung

einer naturwissenschaftlich-techni-
scheu Diplomarbeit in drei Monaten (§

62 (2)) schlichtweg unmöglich ist, soll

ein gewisser Minimalstandard dieser

wissenschaftlichen Arbeiten aufrecht-

erhalten werden.

Spezifika eines Doktoratsstudiums

scheinen den Autoren des Entwurfs

ebenfalls fremd zu sein: Da der fachli-

che Inhalt des Doktoratsstudium wohl

für jeden Einzelfall auf das Thema der

Dissertation abgestellt sein muß (zu-
mindest an der BOKU ist dies üblich),

ist ein allgemein geltender Studienplan

mit Festlegung des Stundenausmaßes

der Rigorosenfächer, der Lehrveran-

staltungen aus Pflicht- und Wahlfä-

chern, Nachweis besonderer Vorkennt-

nisse für Anmeldung zu Lehrveran-

staltungen und Festlegung der Reihen-

folge der Anmeldung zu Lehrveran-

staltungen wohl eine kaum zu bewälti-
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gende Aufgabe - es sei denn, man nimmt

eine Regelung in Kauf, die, ausgenom-

men Einführungsveranstaltungen,

Lehrveranstaltungen aller mit dem be-

treffenden Doktoratsstudium befaßten

Universitäten enthält. Der als Doktorat

vorgesehene Abschluß der human- und

zahnmedizinischen Diplomstudien ist

eine systemwidrige Verbeugung vor

Interessensvertretungen der Ärzte und

wirft Fragen nach der Gleichbehand-

lung, insbesondere der Veterinär-

mediziner auf - Kakanien in Reinkultur

lugt um die Ecke. Der einheitliche aka-

demische Grad als Abschluß von

i ngenieurwissenschaftlichen Dok-

toratsstudien (Dr. Ing.) verkennt die

Verschiedenheit der Studiengänge und
ist eine unnotwendige Angleichung an

die Regelung der BRD.

Für die Anwendbarkeit der neuen Stu-

dienpläne wäre - da manche Studien-

gänge tiefgreifend umzugestalten sind

- eine längere Frist günstiger. Für einen
Studierenden, der in absehbarer Zeit

(1-2 Semester) sein Studium abschlie-

ßen könnte, kann die sofortige Umstel-

lung durchaus noch eine weitere Ver-

zögerung des Abschlusses mit sich brin-

gen.

Wahrscheinlich ist davon auszugehen,
daß die Beurteilung der Gleichwertig-

keit eines individuellen Diplom-

studiums nicht nur nach Umfang, son-

dern auch und vor allem nach Inhalt

erfolgt (die Regelung im 1. Entwurf

ließ Böses ahnen).

Bei aller Kritik - eine ausführlichere

Durchsicht des Entwurfes würde noch

Manches zutage bringen - sollen die

Vorteile eines neuen Studienrechts

nicht verkannt, sondern im Gegenteil

gewürdigt werden:

Die Absicht der Verringerung der Stu-

diendauer kann nicht genug gelobt

werden; es wird an den Studien-

kommissionenliegen, nichtnurdie Stu-

dienpläne entsprechend zu gestalten,
sondern auch in weiterer Folge darauf
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zu achten, daß nicht nur die Stunden-

zahl formal verringert wird, der Lehr-

stoff hingegen gleich bleibt. Die

Deregulierung des Studienrechtes von

4 auf 2 Stufen ist von Vorteil, da sie das

Studienrecht insgesamt flexibler macht.

Auch die gern. § 12 vorgesehenen An-

gebots- und Standortsentscheidungen

deuten in die richtige Richtung; zu hof-

fen bleibt, daß der zuständige Bundes-

minister diese neue Regelung zum

Anlaß nimmt, seine ihm auch bisher

schon zukommende Zuständigkeit auch

tatsächlich wahrzunehmen. Die Betei-

ligung zahlreicher außeruniversitärer

Stellen bei Vorbereitung dieser Ent-

i

Fast eine Quadratur des Kreises
Helmut Bednar

Der Erstentwurf sah keine Aufbau-

studien mehr vor, eine international

und auch in Österreich (seit 1984) be-

währte Studienform.

Umso größer war die Überraschung,

daß nunmehr im Entwurf vom

8.11.1996 eine spezielle Form der

Universitätslehrgänge als Aufbau-
studium (§ 24 (2) 2) bezeichnet wird

(Teilnahme erst nach abgeschlossenem

Studium möglich). Weist der

Universitätslehrgang (ULG) Lehrver-

anstaltungen im Ausmaß von minde-

stens 70 Semesterwochenstunden auf,

dann kann ein (neuer) akademischer

Grad verliehen werden (Master of

Advanced Studies, MAS). Damit ist

ein wesentlicher Teil der Petitionen der

Befürworter einer Beibehaltung von

Aufbaustudien und der Verleihung ei-

nes akademischen Grades - dies war

bisher nicht der Fall, es lagen aber die

entsprechenden Anträge der Studien-

kommissionen seit langem vor - er-

füllt.

Der vorliegende Entwurf sieht nur eine

vage Einbindung einer Studien-

kommission bei ULG vor (Hinweis auf
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scheidung und der Studienpläne mag

manchen als „overkill" erscheinen und

die Beiziehung auswärtiger Experten

zu Sitzungen der Studienkommission

gern. § 41 (6) UOG 1993 überflüssig

erscheinen lassen - dennoch ist es ein

Weg, aus einer gewissen Isolation her-

auszutreten und auf die Bedürfnisse

des Arbeitsmarktes besser eingehen zu

können, sofern diese Beteiligung ent-

sprechend wahrgenommen wird und

auch „die Wirtschaft weiß, was sie

will".

Abschließend wäre nochmals der Hoff-

nung Ausdruck zu geben, daß es so-

§ 8 (1) in § 24 (2). Wesentlich ist aber

eine eindeutige gesetzliche Grundlage

für die Einrichtung von Studien-
kommissionen vor allem für solche

Lehrgänge, bei deren erfolgreichem

Abschluß ein akademischer Grad ver-

liehen wird.

In Wien wird das Aufbaustudium

„Technischer Umweltschutz" von der

TU-Wien gemeinsam mit der BOKU

angeboten, dies stellt eine fachlich gün-

stige und kostenoptimale Lösung dar.

Der vorliegende Entwurf sieht offen-

bar keine Möglichkeit vor, daß ein ULG

interuniversitär angeboten werden

kann.

Die Vorlage eines Finanzierungs-

konzeptes (§ 26 (1) bedeutet in der
Folge, daß ein Teilnehmer an einem

viersemestrigen Aufbaustudium (70

Semesterwochenstunden) mit Kosten

von mindestens S 40.000.- pro Seme-

ster rechnen muß. Dabei wird bereits

unterstellt, daß eine räumliche, materi-

elle und personelle Grundeinrichtung

von der betreffenden Universität dem

Kurs nicht angerechnet wird.
Dies ist natürlich ein äußerst prohibiti-

ver Faktor, der nach - für manche Uni-
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twurf

wohl im neuerlichen - leider einge-

schränkten - Begutachtungsverfahren

als auch bei den Beratungen im Parla-

ment noch Gelegenheit gegeben wird,

auf Fehler wirksam aufmerksam zu

machen, damit ein Studienrecht ent-

steht, das längeren Bestand hat und den

Universitäten die Erfüllung der in den

§§ 1 und 2 UnivStudG und § 1 UOG

1993 umschriebenen Aufgaben bestens

ermöglicht.

Univ.-Doz.Dr. H. Gatterbauer
Institut für Wirtschaft, Politik und Recht

Universität für Bodenkultur Wien
e-mail: gatterb@boku.ac.at

versitäten in Österreich - neuartigen

Möglichkeiten wie z.B. Sponsoring,

professionelles Fundraising etc.ruft.

Sollte es nicht gelingen, namhafte Be-

träge langfristig aufzutreiben, sehe ich

sonst wenig Chancen, daß Universitäts-

lehrgänge vom Typ „Aufbaustudium

mit akademischem Abschluß" abge-
halten werden können.

Um beim „Technischen Umwelt-

schutz" zu bleiben: Arbeit gibt es ge-

nug (so erwähnte z.B. Staatssekretär

Schlögl das Nachhinken Osterreichs

bei der ökologischen Gesamtrechnung,

ORF, 25.11.1996), es fehlen jedoch

fallweise die benötigten Stellen.

OR DiplAng.Dr. H. Bednar
Zentrum für Umwelt- und Naturschutz

Universität für Bodenkultur Wien
Vorsitzender der Studienkommission

"Technischer Umweltschutz"
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UnivStudG - Sowi

weite Gesamtstudienkommissionen der
ideale Weg dazu wären)?

* Warum läßt der Gesetzgeber keine
Studienversuche mehr zu?

* Warum gibt es keine Kombinations-
möglichkeiten mehr?

* Und woraus geht hervor, was der
Gesetzgeber mit bislang unbekannten
oder nicht mehr auftauchenden Be-
zeichnungen von Studien im Sinn hat:
Hat er beispielsweise das erfolgreich-
ste Produkt an der SoWi der Universi-
tät Wien, „Internationale Betriebswirt-
schaft", einfach wegrationalisiert, oder
ist es in „Internationale Wirtschafts-
wissenschaft" enthalten?

* Zuguterletzt: Die Aufzählung der
Rechtsmittel ohne die Beifügung „or-
dentliche" ist beim juristisch nicht ver-

2 0

Ein Leserbrief
Ich halte es für eine ausgezeichnete
Idee, im BUKO-Info (wie in 96/3)
auch andere universitäre Gruppen
zu Wort kommen zu lassen. Wenig
zielführend finde ich aber, wenn
deren Interessensvertretung zu pro-
nonciert durchschlägt, daß eine
sachliche Argumentationsbasis
leicht verloren gehen kann.

So ist mir manches am Beitrag von
Berlakovich/Siebenhofer (S. 22-23)
aufgefallen: Daß die Höhe der Sti-
pendien einer dringenden Revision
bedarf, kann als bekannt vorausge-
setzt werden und wird nicht bestrit-
ten. Wenn jedoch die Höhe des
Stipendiums für Studierende, die
ihren (elterlichen) Wohnsitz am
Studienort haben, im nächsten Satz
mit dann vermutlich kaum relevan-
ten Zimmerpreisen in Universitäts-
städten in Beziehung gesetzt wird,
so fehlt es an der seriösen Ver-
gleichsbasis.

sierten Anwender des Gesetzestextes
geeignet, den falschen Eindruck zu er-
wecken, daß es auch kein außerordent-
liches Rechtsmittel mehr gibt, was nicht
gerade „Benutzerfreundlichkeit" ver-
mittelt.

Dieser Katalog entstand bei einer er-
sten Durchsicht. Es muß konzediert
werden, daß viele Verbesserungen
ebenfalls ins Auge springen - grund-
vernünftige Regelungen, sozusagen,
wie die Betreuungsmöglichkeit von Di-
plomarbeiten durch promovierte Assis-
tentinnen zum Beispiel.
Aber die Liste zeigt auch, wie schon
eingangs hervorgehoben, daß dieser
Gesetzesentwurf noch nicht ausgereift
ist. Ceterum censeo ..., und noch eines:
Die Absicht, ihn schnell umzusetzen,
halte ich persönlich für gefährlich. Es
ist der Kontext, der mich zu dieser
Warnung ermutigt. Jetzt, mit der drit-

Die Befürchtung, daß durch die Kom-
petenzdes Studiendekans die studenti-
sche Mitbestimmung „zu einer Abga-
be von Protestnoten verkommt" ver-
mag ich ebenfalls nicht zu teilen. Die
Autoren übersehen (absichtlich?), daß
an funktionierenden Universitäten der
Studiendekan keineswegs als Diktator
auftritt, der Lehraufträge nach Lust und
Laune oder sonstigen nicht nachvoll-
ziehbaren Beweggründen vergeben
kann: Die Vergabeerfolgt auf Vor-
schlag oder zumindest nach Anhörung
der Studienkommission, für die Drittel-
parität vorgesehen ist. Darüber hinaus
können die Fakultäts- bzw. Univer-
sitätskollegien, in denen auch den Stu-
dierenden Mitbestimmung eingeräumt
ist, dem Studiendekan durch bindende
Richtlinien ein allzu lockeres Agieren
erschweren:

Zuletzt fällt noch auf, daß die Autoren
aus der Gruppe der Lehrenden vor al-
lem bzw. ausschließlich die ;;Rektoren

BUKO I NFO

ten Tranche, ist die Umstellung auf die
erforderlichen Strukturen des UOG "93
in ganz Österreich angelaufen. Man
sollte solange Geduld haben, bis die
erforderlichen Gremien konstituiert
sind. Wer weiß, was Implementations-
analyse heißt, der weiß, wovon ich
spreche: von der Gefahr des Murks,
den ein hastiger Gesetzgeber zu ver-
antworten hätte, wenn erst zu konstitu-
ierende Gremien gleichzeitig mit so
weitreichenden zusätzlichen Aufgaben
befaßt werden, wie den in diesem Ge-
setz festgeschriebenen. Aber Politik
kann sich wohl Sorgfalt nicht mehr
leisten. Der „g"schupfte Ferdl" fällt
mir schon wieder einmal ein ....

Univ.-Doz.Dr. W. Weige l
Institut für Wirtschaftswissenschaften

Universität Wien
e-mail: wolfgang.weigel@univie.ac.a t

und Professoren" geradezu als Feind-
bild aufgebaut haben. Aber dies mag
vielleicht daran liegen, daß der Bei-
trag in einer Zeitschrift des „Mittel-
baues" Aufnahme finden sollte - zu
einer soliden Gesprächsbasis im
Universitätsbereich trägt er meiner
Ansicht nach sicher nicht bei.

Mit freundlichen Grüßen

Univ.-Doz.Dr. Helmuth Gatterbauer
Vorsitzender des Universitäts-
kollegiums der
Universität für Bodenkultur Wien
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UnivStudG - Theologie

Monaten möglich und zumutbar ist"

(UniStG § 62,2).

Das Anliegen einer Begrenzung und

Abgrenzung von Dissertationen ist

wahrscheinlich sehr sinnvoll. Ob dies

allerdings durch eine Angabe von Mo-

naten geschehen sollte, ist äußerst frag-

würdig. Auf jeden Fall sind 3 Monate

zu wenig. Die internationale Anerken-

nung ist dadurch nicht mehr gewährlei-

stet. Alle Regelungen unter 6 Monaten

sind (ganz besonders im geisteswis-

senschaftlichen Bereich) unzumutbar.

Zudem ist eine Frist für die Begutach-

tung von 1 Monat zu knapp bemessen.

Kultur- und Geisteswissenschaftli-

che Studienrichtungen (Anlage):

Der Entwurf sieht vor, daß im Rahmen

der gewählten Richtung des Diplom-

studiums die 10-15 Prozent an Frei-

fächern entfallen; dafür müssen

Ergänzungs- und Vertiefungsfächer im

Ausmaß von 50 Semesterstunden ab-

2 2
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solviert werden. Nicht einzusehen ist,

warum es nicht auch die Möglichkeit

geben soll, diese (zwar durch Empfeh-

lungen der Stuko flankierte, aber im

Grunde völlig frei zu wählenden)

Ergänzungsfächer gänzlich durch das

Regelstudium zu ersetzen.

Lehramtsstudien:

Grundsätzlich bestand das Anliegen,

die Diplomstudiengänge und die

Lehramtsstudien von vornherein in

zwei verschiedene Studiengänge zu

teilen, und nicht, wie bisher, in zwei

Studienzweige. Die Folgen sind z.B.,

daß jede Fakultät für alle Lehramts-

studieneineeigene Studienkommission

einrichten muß. Weiters kennt der Ent-

wurf des Gesetzes keinen Unterschied
zwischen allgemeiner Pädagogik und

Fachdidaktik mehr, sodaß das Zweit-

fach völlig ohne Fachdidaktik studiert

werden kann. Gerade das ist aber abzu-

lehnen. Ob diese Konzeption der LA-

mit einem PC, einem Modem und einer Telefonleitung sind auch Sie dabei

mit uns sind Sie am I nformationshighway

mit uns sind Sie gut verbunden

OVIDE
BUKO INFO

r bieten:
0 1ät

Y1f

t

telnet

° e- All

° Home Page

° News

GRATIS - HOTLINE

	

° Proxy

Studien und der Pädagogik wirklich

der Weisheit letzter Schluß ist, sollte

gründlich überprüft werden. Hier

scheint noch ein erheblicher Diskus-

sions- oder Regelungsbedarf zu beste-

hen.
Eine schwerwiegende Veränderung

beinhaltet der Entwurf bezüglich der

Doktoratsstudien, die zu erweiterten

Diplomstudiengängen werden. Hier

wird auf Kosten der eigenen wissen-

schaftlichen Arbeit der Besuch eines

erweiterten Lehrveranstaltungs-

curriculums eingeführt, was bei stän-

digen Kürzungen von Lehrauftrags-

kontingenten nicht zu administrieren

ist.

Air spitz 7

A-1210 Wien

Tel. 0222 / 278 73 89

Fax. 0222 278 73 90

e-Mail: office@axpointa t

URL. http.ll

	

. point.at

Mag. Ch. Schnabl
Institut für Moraltheologie

Universität Wien
e-mail: christa.schnabl@univie.ac.a t
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Simuliert l i
Wenn Sie versuchen, einen Pudding an die Wand zu nageln, dann haben Sie ein echtes Problem!
Gottfried S. Csanyi

Reflexionen über ein Workshop zur

Evaluierung der Lehre und anderer

Leistungen an Österreichischen Uni-

versitäten

1. Einleitung

BUKO und Österreichische Gesell-

schaft für Hochschuldidaktik ( ÖGHD)

veranstalteten am 24. und 25.10.96 für

die Mitglieder der Medizin-, der Lehr-
und der Forschungskommission der

BUKO und die Mitglieder der ÖGHD

ein Workshop zum Thema

„Evaluierung". Diese Veranstaltung

kann als Teil einer Veranstaltungsreihe

betrachtet werden, die seit etwa einem

Jahr zum Rahmenthema „Qualität und

Qualitätssicherung" am Laufen ist 1.

Ziel des Workshops war es, von der

Diskussion über Evaluation einmal

abzugehen und eigene Erfahrungen

mit Evaluation (im umfassenden Sinn)

zu machen - wenn auch „bloß" in simu-

lierten Situationen.

Hier aber, im Workshop, sollten die

Teilnehmer/innen anhand der eigenen

Arbeit erfahren können, wie z.B. ein

„Mission Statement" formuliert wird,

wie man mit Evaluationsberichten

umgeht, auf welche Fragen man im

Falle der Begutachtung durch eine ex-

terne Expertengruppe vorbereitet sein

sollte, wie deren Kommentare (Beur-

teilungen, Empfehlungen) ausfallen

können, welche Konsequenzen von

Evaluationen zu erwarten sind und
welche Vorteile eine rechtzeitige Vor-

bereitung auf die Evaluierung mit sich

bringt.

Wim Gijselaers von der Universität

Limburg in Maastricht, Niederlande,

stellte seine theoretische Kompetenz

und sein praktisches Knowhow zur

Verfügung, um sowohl praxisnahe

Aufgaben zu formulieren als auch de-
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ren realitätsgerechte Erfüllung (durch

die Arbeitsgruppen) zu bewerten und

zu kommentieren.

Der Erfahrungshintergrund basierte

demgemäß auf der gängigen

Evaluierungspraxis in den Niederlan-

den. Dieser Umstand war jedoch nicht

mit dem Ziel verbunden, genau dieses

Modell zu propagieren. Sondern viel-

mehr ging es uns darum, entscheiden

zu können, was davon auf die österrei-

chische Situation übertragen (und ad-

aptiert) werden könnte bzw. sollte -

und was nicht, damit zukünftige

Evaluierungen hierorts so gestaltet
werden (können), daß sie (auch) den

Ansprüchen der Universitäten und ih-

rer Institutionen angemessen sind (und

nicht nur denen der externen

Evaluatoren, wer immer diese sein und

welche Interessen sie vertreten mö-

gen). Wie schon angedeutet, erwies

sich die „Evaluation hollandaise" sehr

bald als wenig kompatibel mit den öster-

reichischen Rahmenbedingungen.

Ausgehend vom Prinzip der

Selbstevaluierung, die mit einer Be-

gutachtung durch eine externe Exper-

tengruppe kombiniert wird (siehe auch
Evaluierungsvorschlag der ÖRK für

die medizinischen Fakultäten in Öster-

reich in der ZSfHD 1-2/96) waren elf

konkrete Aufgaben geplant, die in der

Formulierung bzw. in der Begutach-

tung von Teilen eines Selbst-

evaluations-Berichts bestehen sollten:

Mission-Statements und Ziele; Auf-

bau eines Studienganges; Input, drop-

outs, Abschlüsse und Studiendauer; In-

ternes Evaluierungs-Systems (für die

Lehre); Stärken-Schwächen-Analyse

(für die Lehre); Patientenbetreuung;

Forschung(sleistungen); Forschungs-

Administration; Drittmittel-Akqui-

rierung; Personal-Führung; und

schließlich Absolventen und Arbeits-

markt.

BUKO INFO

Evaluierung

2. Arbeits-Prozeß und Ergebnisse

Von diesen laut Zeitplan vorgesehenen

elf Aufgaben in jeweils zweiparallelen

Arbeitsgruppen wurden jedoch nur fünf

realisiert:

1. Formulierung eines Mission-State-

ments und der Ziele einer universitären

Institution (eine Annäherung zu Be-

ginn des Workshops)

2. Evaluierende Beschreibung des Auf-

baus des betreffenden Studienganges

5. Stärken-Schwächen-Analyse (bezo-

gen auf die Lehre)

7. Evaluations-Bericht (bzw. Kriteri-

en) über/für die Forschung(sleistungen)

10. Evaluations-Bericht (bzw. Kriteri-

en) über/für die Personal-Führung

Während für die Bearbeitung eines die-

ser Themen in der Regel 45 Minuten

(für die erste Aufgabe 75 Minuten)

geplant waren (incl. Instruktion und

Feedback), wurden dafür minimal 70

und maximal 190 Minuten benötigt.
Daraus (und aus den Erfahrungen wäh-

rend des Workshops) schließe ich, daß

das Problembewußtsein der Angehöri-

gen von österreichischen Universitä-

ten, was die Bereiche Evaluierung, Qua-

litätssicherung und Autonomie anbe-

langt, im Vergleich zu manchen ande-

ren Ländern aber auch zur eigenen Ein-

schätzung noch ziemlich schwach ent-

wickelt ist.

2.1. Theoretische Einführung und

historischer Rückblick

Zur Einführung in das Thema Selbst-

Evaluierung gab Wim Gijselaers einen

kurzen Überblick über die Geschichte

der universitären Evaluierung in den

Niederlanden. Der Ausgangspunkt war

auch dort die steigende Unzufrieden-

heit des Staates mit den Leistungen der

Universitäten (bereits Ende der 70er-

Jahre). Im Unterschied zu Österreich

wurde jedoch nicht die Evaluierung als
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Evaluierung

primäres Instrument der Qualitäts-

entwicklung betrachtet, sondern die

Finanzierung.
Bis 1982 spielten Qualität und Output

keine Rolle bei der Verteilung von staat-

lichen Ressourcen auf die Universitä-

ten. Dann wurde jedoch die Hochschul-

finanzierung umgestellt auf folgendes

System.

Die (auf die Lehre bezogene) Grund-

finanzierung wurde also von einem

(zunächst rein quantitativen definier-

ten) Output abhängig gemacht. Diese

Bedingung hatte und hat zur Folge, daß

ein Studienabbrecher die Universität

ca. öS 44.000,- kostet und etwa 13-

15 drop-outs bereits die Streichung ei-
ner Akademikerstelle bedeuten. Von

daher mußten die Universitäten selbst

ein vitales Interesse an Qualitätssiche-

rung und -verbesserung entwickeln.

Ab 1985 (also drei Jahre später) erhiel-

ten die Universitäten dann auch größe-

re Autonomie und vor allem die Frei-

heit, ihre Studienprogramme selbst zu
gestalten. Der Staat reduzierte gleich-

zeitig seine Verantwortung auf die Fest-

legung von Rahmenbedingungen. Da-

mit waren die wichtigsten Vorausset-

zungen dafür erfüllt, daß die Universi-

täten die Qualität ihrer Leistungen nicht

nur verbessern wollten (weil sie um

der Finanzierung willen mußten ), son-

dern das dies auch tun konnten, weil

ihnen die notwendige Entscheidungs-

kompetenz dafür zugesprochen wor-

den war. Folgerichtig unterwarfen die

Hochschulen ihren Lehrbetrieb einer

Qualitätskontrolle durch ein System

hochschulinterner Selbstevaluation.

Im Rahmen des Systems der Qualitäts-

sicherung in der universitären Lehre

(Quality assurance in higher education)

geht es um kontinuierliche Qualitäts-

verbesserung, bei der alle drei qualitäts-
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relevanten Faktoren berücksichtigt wer-

den: Input, Transformations-Prozeß

und Output.

Welche Merkmale (Kompetenzen, Mo-

tivationen, Limitationen) haben unse-

re Studierenden, welche die Mitarbei-

ter (faculty)? Wie sehen unsere finan-

ziellen Ressourcen aus, welche räum-

lichen und technischen Ressourcen

(facilities) haben wir zur Verfügung,
und welche Programme bieten wir an?

Das sind die Fragen, die in der Input-

Sektion zu beantworten, aufeinander

zu beziehen und zu begründen sind.

(Warum ist es so, wie es ist?)

Die Transformationsprozesse, mit de-

ren Hilfe aus dem vorhandenen Input
der erwünschte Output generiert wer-

den soll, werden nach dem Design der

Methoden und der Programme, nach

dem Vertriebssystem (wie werden die

Programme an die Studierenden her-

angetragen?) und nach dem Datensy-

stem analysiert (wie werden Daten über

die Ergebnisse und Wirkungen von

Programmen und Vertriebssystem ge-

sammelt und ausgewertet?).

Wie sehen die Leistungen der Studie-

renden aus, wie ist das Verhältnis zwi-

schen Absolventen und drop-outs, wie

ist das Verhältnis der Post-Graduierten

zur Universität, was bietet sie diesen,

und wie kommen die Absolventen im

Beschäftigungssystem unter? Das sind

etwa die Fragen, die in der Output-

Sektion zu beantworten sind.

Was um Gottes Willen hat das alles mit

Evaluierung der universitären Lehre

zu tun? hat sich angesichts dieser In-

haltsverzeichnisse vielleicht manche/r

Workshop-Teilnehmer/in wiederholt

gedacht. Denn wir sind verwöhnt in

OUKO I NFO

Österreich. Evaluierung ist, wenn die

LV-Teilnehmer/innen Fragebögen aus-

füllen, in denen sie die Lehrenden oder

Lehrveranstaltungen bewerten, lautet

hierorts die Definition.

Und das ist gut so, denn außer der

autonomen Gestaltung der einzelnen

Lehrveranstaltungen 2, haben die Uni-

versitäten ohnehin keine nennenswer-

ten Freiheiten in der Lehre: Wer zum

Studium zugelassen wird, bestimmt der

Staat (das Gesetz); wer in der Lehre in

welchem Ausmaß mitarbeitet, egal ob

er/sie will bzw. kann oder nicht, be-

stimmt das Gesetz; die Studienordnung,

also die Festlegung der Ziele und In-

halte ist Gesetz; wie oft ein Student zu

einer Prüfung antreten kann und in

welchen Intervallen Wiederholungs-

termine angeboten werden müssen,

bestimmt auch das Gesetz.

Aber zurück zu den Niederlanden. Zur

reduzierten staatlichen Verantwortung

für die bloße Festlegung von Rahmen-

bedingungen gehört auch deren Kon-

trolle. Die Rahmenbedingung ist, daß

nur noch Qualität honoriert wird. Und

die Kontrolle obliegt einem pyramida-

len System, das aus österreichischer

Sicht ziemlich sophisticated ist. Denn

in den Niederlanden ist die hierorts

bereits öfter erhobene Frage: „Und wer

bitte, evaluiert die Evaluatoren?" längst

beantwortet. Ein Inspektor kommt.

Der (staatliche) Inspektor (in unserem
Workshop grandios verkörpert durch

Wim Gijselaers) überprüft die Profes-

sionalität, Qualität und Objektivität der

Arbeit der evaluierenden Experten=

Kommissionen (evaluation com-

mittees). Die (von der Vereinigung der

niederländischen Universitäten,

VSNU, eingesetzten) Experten-Kom-

missionen überprüfen und hinterfra-

gen die Qualität (und Ehrlichkeit) der

Selbstevaluierungs-Berichte (self-

assessment). Und die Universitäten

bzw. deren Institutionen evaluieren

selbst ihre Leistungen.

Wie sie das machen, bleibt zwar mehr

oder weniger ihnen überlassen, doch

hat sich auch hier offenbar ein gewis-

ser Standard herausgebildet. Kein

Wunder, da doch alle Universitäten

jeweils in einem Fachbereich vom sel-

ben evaluations committee besucht

werden und somit mit denselben An-
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forderungen konfrontiert und auch un-

tereinander verglichen werden. Die

Regierung hält sich, anders als in Öster-

reich (siehe Evaluationsverordnung),

aus der Definition solcher Standards

völlig heraus. Während der österrei-

chische Staat, anders als in den Nieder-

landen, darauf verzichtet, Qualität von

den Universitäten einzufordern und

(positiv oder negativ - je nachdem) zu

sanktionieren.

Diese Unterschiede haben natürlich -

einschränkende- Konsequenzen für die

Übertragbarkeit des niederländischen

(und jeglichen ähnlich strukturierten)
Evaluierungssystems auf die österrei-

chische universitäre Praxis.

2.2. Mission-Statement und Ziele

( Mission and Goals)

2.2.1. Input von Wien Gijselaers

Ein Mission-Statement soll - einfach

gesagt - die Gründe für die Existenz der

Institution darstellen, also darüber Aus-

kunft geben, warum bzw. wozu sie da

ist. Es nimmt daher kaum Wunder, daß

sich die Mission-Statements der Uni-

versitäten auf der ganzen Erde wohl

vom Wortlaut, aber kaum von der Aus-

sage her unterscheiden. Überflüssig

sind sie aber dennoch nicht, denn sie

legen - naturgemäß - die Institution
durch den dabei geäußerten Qualitäts-

anspruch für alle daran geknüpften

Konkretisierungen auf eben dieses

Qualitätsniveau fest.

Einige international gestreute Beispie-

le sollen dies verdeutlichen, zuerst das

eines Fachbereichs, dann das einer Uni-

versität (die Auflösung des Rätsels der

Herkunft finden Sie gegen Ende des

Beitrags):

The Mission „of the school of Education

is to prepare educational professionals

of the highest quality in a research

university environment and to foster

the scholarly pursuit of knowledge
through its programs of teaching,

research and service."
„@@-University is among the leading

comprehensive teaching and research

universities in the nation. Our mission

as a land grant university is to serve the
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people of @@ throug education,

research and service. Trough our

dedicated teaching, through the pursuit

of knowledge, and through our exten-

dedrelationships to the broader society,

we seek continually to improve our

contributions to the general welfare."

„Educational professionals of the

highest quality" auszubilden oder zu

den „leading comprehensive teaching

and research universities" zu gehören,

sind schon Qualitätsbehauptungen, die

erst einmal eingelöst - und überzeu-

gend dargestellt sein wollen. Wie ge-

denken die denn das anzustellen? Fragt

sich der geneigte Leser angesichts der-

artiger Gemeinplätze. Und die erste

Runde an Antworten darauf sollen die

institutionellen Ziele (goals) geben.

Führen wir also die beiden oben be-

gonnenen Beispiele (in gleicher Rei-

henfolge) weiter, wenn auch nur noch

fragmentarisch:

„- To produce research designed to

generate knowledge that enhances

educational theory and practice.

- To identify and educate selected

students to become outstanding

practitioners and theoreticians."

„@ Promote and recognize good

teaching;
@ Improve facilities, equipment,

library and computing services;

@ Educate graduates having excellent

proficiencies for professional practice,

focusing an problem-solving, commu-

nicative skills, orientation an life-long

learning ..."
„Forschung betreiben, die für den

Zweck geplant ist, Wissen zutage zu

fördern, das Theorie und Praxis der

Erziehung weiterbringt?" Was sonst?

Aber immerhin, offensichtlich soll so-

wohl eine theoretische als auch eine

praktische Schlagseite vermieden wer-

den.

Oha! „Identify and educate selectes

students to become outstanding." Das

kennen wir. Muß wohl eine amerikani-

sche Universität sein. Die wählen gern

die besten l0% aus einer großen Zahl

von Bewerbern aus und sind dann stolz

darauf, daß ihre Absolventen zu den

besten 10% des Landes gehören! Inter-
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essant wäre aber schon, wie sie das

machen: das Auswählen und das

Ausbilden. Und sollen die Absolven-

ten nun beides sein, sowohl hervorra-

gende Theoretiker als auch Politiker?

Oder jede/r einzelne nur eines von bei-

den?

Die andere Universität ist da schon

etwas konkreter und eindeutiger in ih-

ren Zielen: „gute Lehre soll anerkannt

und gefördert werden" (bin sehr neu-

gierig, wie?); „die technische Ausstat-

tung soll verbessert werden" (ist sie so

schlecht, daß das eine absolute Not-

wendigkeit ist, oder haben die so viel

Geld, daß sie sich das leisten können?);

und in Hinsicht auf die Absolventen

gibt es sogar inhaltliche Festlegungen:

„kommunikative Problemlöser mit ei-

ner Orientierung auf lebenslanges Ler-

nen (bei sich selbst oder bei ihrer Kli-

entel?) wollen sie ausbilden".

Meine Assoziationen zu den aufge-

listeten Zielen mögen nicht die Ihren

sein. Ich wollte nur zeigen, wie jede

Aussage, jede Beantwortung einer Fra-

ge im Rahmen des self-assessment, das

mit dem allgemeinsten beginnt, also

der Mission, automatisch neue Fragen

aufwirft, die wieder möglichst nach-

vollziehbar beantwortet werden sollen

bzw. müssen. So handelt sich der Selbst-

evaluationsbericht genauso wie die die-

sen begutachtende Experten-Kommis-
sion von Abstraktionsebene zu Abstrak-

tionsebene weiter bis zu den Mikro-

prozessen der Lehr/Lernsituationen in

einzelnen Lehrveranstaltungen bzw.

Lehrveranstaltungstypen. Bis klar wird,

wie die betreffende Institution die be-

hauptete Qualität zu produzieren pflegt

und ob der jeweilige Qualitätsanspruch

für den Output angesichts der fakti-

schen Relation zwischen Zielen, Input
(Ressourcen) und Transformations-

prozessen überhaupt zu realisieren ist.

2.2.2. Arbeits-Weise und -Ergebnis

Die Teilnehmer des Workshops wur-

den für die Bearbeitung des Themas

„Mission-Statement und Ziele" in zwei

Gruppen geteilt. Die Arbeitsgruppe 1

hatte die Aufgaben, für die Medizini-

sche Fakultät der Universität Wien ein

Mission-Statement und Ziele zu for-
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mulieren; AG 2 sollte aus der Sicht der
evaluierenden Expertengruppe Krite-
rien formulieren, denen Mission-State-
ment und Ziele zu genügen haben.

Die Arbeitsgruppe 1 bekam dabei
folgende Punkte/Fragen als
Vorgabe:

- „Worin bestehen die Kompetenzen
der Absolventen? Wie sind die Ziele
operationalisiert? Worin besteht das
Profil des Programms?

- Welche Kompetenzen werden vom
Arbeitsmarkt bzw. von Berufsver-
tretungengefordert? Sind die aktuellen
Ziele darauf zugeschnitten, den Bedarf
des Arbeitsmarktes bzw. der Berufs-
vertretungen zu erfüllen?

- Sind klar definierte berufliche/pro-
fessionelle Profile vorhanden?

- Wurden die Ziele des Programms
i nnerhalb der vergangenen Jahre geän-
dert?

- Kennen Lehrende und Studierende
die institutionellen Ziele?

- Werden die institutionellen Ziele rea-
lisiert?

- Wie werden die institutionellen Ziele
in konkrete Lemziele umgesetzt? Wel-
che Arten von Fertigkeiten und Wissen
werden verlangt?

- Wieviel Aufmerksamkeit wird auf
ethische Aspekte von Wissenschaft und
( Arzt-) Beruf gerichtet?

- Gibt es einen Zusammenhang zwi-
schen institutionellen Zielen, konkre-
ten Lemzielen und dem gesamten Pro-
gramm?"

AG 2 sollte sich dagegen mit folgen-
den Punkten/Fragen auseinander-
setzen:

- „Sind die institutionellen Ziele rele-
vant und typisch für universitäre Leh-
re?

- Wurden die institutionellen Ziele aus-
reichend spezifiziert?

2 8

- Ist das Programm problem-orientiert?

- Fördert es selbstgesteuertes Lernen?

- Ist das Programm zusammenhängend,
klar und verständlich?

- Ist das Programm auf der Höhe der
Zeit?

- Stimuliert das Programm Kreativität?

- Verschafft das Programm ausreichen-
de professionelle Perspektiven?"

Nach der Darstellung der Beispiele (sie-
he oben) und der Fragenkataloge sowie
der Instruktionen der Arbeitsgruppen
zogen sich die drei Gruppen zur selb-
ständigen Arbeit zurück. Etwa 50 Mi-
nuten späterhatte AG 1 folgendes Mis-
sion-Statement für die Medizinische
Fakultät formuliert:

„Aufgabe der Medizinischen Fakultät
der Universität Wien ist die Ausbil-
dung von Personen, die in möglichst
kurzer Zeit zur voll eigenverantwortli-
chen Tätigkeit als Arzt ausgebildet
werden können."

Interessant daran sind vorerst drei Punk-
te. Erstens der Umstand, daß die Ab-
solventen des Medizinstudiums defi-
nitiv als nicht praxisfähig geplant wer-
den. Zweitens das explizite, wenn auch
nicht konkretisierte Qualitätskriterium
„in möglichst kurzer Zeit". Und drit-
tens der Kontrast zur derzeitigen Rea-
lität: Die Studierenden fühlen sich viel
mehr zum Wissenschaftler ausgebildet
als zum Arzt (vgl. PELIKAN u.a.1992).
All dies spiegelt sehr deutlich die ge-
genwärtige Situation in Osterreich wi-
der, die sich von jener in vielen anderen
Ländern klar unterscheidet. Versuchen
Sie selbst, die oben aufgelisteten De-
tailfragen zu beantworten - etwa jene
nach der Bekanntheit der institutionel-
len Ziele unter Lehrenden und Studie-
renden - und sie werden sehen, daß sie
nicht gerade optimal auf unsere Praxis
zugeschnitten sind.

Interessant an der Diskussion zwischen
den beiden Arbeitsgruppen, also den
Autoren des Selbstevaluations-Berichts
und der Expertengruppe, war der Um-
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stand, daß die Frage; ob ethische Aspek-
te Gegenstand der (Selbst-)Evaluation
sein können, dürfen bzw. müssen, die
weitaus meiste Zeit beanspruchte.

Die zentrale Erfahrung, die beide Grup-
pen machen konnten, war jene, daß
beides schwierig ist: sowohl die For-
mulierung von klaren Aussagen zu
Mission-Statement und Zielen, als auch
die Formulierung von anwendbaren und
aussagekräftigen Kriterien zur Beur-
teilung dieser Aussagen. Es stellte sich
aber heraus, daß die Zieldimensionen -
wenn auch bisher meist sträflich ver-
nachlässigt - doch zu jenen Aspekten
der Evaluierung gehören, die von den
Universitäten und deren Organisations-
einheiten wenigstens ohne Kompetenz-
probleme bearbeitet werden können.

2.3. Aufbau des Programms
(bezogen auf die Lehre)

Nach der Mittagspause wurde der Auf-
bau des Programms (in österreichischen
Begriffen: der Studienplan) in gleicher
Weise wie zuvor die Zieldimension
behandelt - nur mit vertauschten Rol-
len: erst Autoren des Selbstevaluations-
Berichts, jetzt Expertengruppe; und
umgekehrt. Auf diese Weise lernten
die Workshop-Teilnehmer die Proble-
matik des Evaluationsprozesses aus ver-
schiedenen Perspektiven kennen.

Der Vollständigkeit halber und um die
Irritationen verständlich zu machen,
die die spezifische Frage nach den
Merkmalen des Programms ausgelöst
hat, möchte ich wieder einige Detail-
fragen auflisten. Zuerst für AG 1 (Au-
toren des Berichts):
- „Was waren die Motive, das Pro-
gramm so zu planen, wie es ist? Gab es
irgendwelche Änderungen innerhalb
der vergangenen Jahre?

- Wie sind die einzelnen Lehrveran-
staltungen aufeinander bezogen? Wel-
che Lehrveranstaltungen sind selektiv
für das erste Studienjahr?

- Stimmen die Tests mit den Inhalten
derLehrveranstaltungen überein? War-
um? Sind die Lehrenden zufrieden mit
den Regelungen hinsichtlich der
Prüfungswiederholungen?"
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AG 2 sollte sich dagegen mit folgen-

den Punkten/Fragen auseinandersetzen:

- „Wie werden die Lernziele opera-

tionalisiert? Enthält das Programm die

erforderlichen Basis-Veranstaltungen?

- Worin besteht die Funktion des ersten

Jahres (Selektion, Orientierung)? Wie

spiegelt das (interne) Evaluierungs-

System den Unterricht und die institu-

tionellen Ziele wider?

- Wie sehen die Zeitpläne für die Tests

aus? Wie sehen die Regelungen und

die grundlegende Philosophie in Hin-

sicht auf die Tests aus? Wieviel Auf-

merksamkeit wird auf das Training von

Fertigkeiten verwendet?"

Es erwies sich hier nicht immer als

möglich, die gestellten Fragen zu be-

antworten. Der Grund dafür liegt darin,
daß die Detailfragen aus niederländi-

scher Sicht Kompetenzen betreffen,

die der Entscheidung der einzelnen Uni-

versitäten bzw. deren Institutionen un-

terliegen. In Osterreich ist dagegen

vieles davon auf überinstitutioneller,

meist sogar gesetzlicher Ebene gere-

gelt.

Die Schwierigkeiten beginnen mit der

aus österreichischer Sicht peinlichen,

ersten Frage: „Was waren die Motive,

das Programm so zu planen, wie es

ist?" Peinlich erstens, weil heute (fast)

niemand mehr weiß, warum vor etwa

20 Jahren die heute noch gültigen

Studienordnungen und Studienpläne
beschlossen wurden. Peinlich zweitens,

weil die Suche nach den Motiven we-

nig rational nachvollziehbares, ge-

schweige denn didaktisch Sinnvolles

ergibt. Und peinlich schließlich auch,

weil die primäre Kompetenz zur Ge-

staltung der Lehrprogramme nicht bei

den ausführenden Institutionen, son-

dern letztendlich beim Staat liegt- wes-

wegen sich die Institutionen längst aus

der Diskussion darüber zurückgezo-

gen haben.

Hier wurde der Herr Inspektor

Gijselaers dann auch erstmals wirklich

böse. „Wenn das so ist, warum haben

Sie sich dann nicht bemüht, diese Kom-

petenzen zu bekommen?" „Haben wir
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ja, Herr Inspektor. Haben wir ja. Jahre-

lang haben wir Eingaben gemacht beim

Herrn Minister und beim Herrn Sekti-

onschef. Aber es hat alles nichts ge-

fruchtet." So schlängelt er sich halt, der

österreichische Weg. Im akademisch-

politischen Kräfteparallelogramm gibt

es immer eine Instanz, auf die man sich

ausreden kann. Und der Herr Inspektor

verlor sich angesichts dieser Auskünf-

te gedanklich in theoretische Analysen

über die Schwierigkeit, einen Pudding

an die Wand zu nageln.

Die weiteren Fragen erweisen sich zum

Teil als nicht weniger unangenehm.

„Wie sind die einzelnen Lehrveran-

staltungen aufeinander bezogen", will

das Evaluations-Komittee z.B. wissen.

„Wieso aufeinander bezogen?" fragt

sich da der/die gelernte Osterreicher/

in. „Wir haben doch die Freiheit von

Forschung und Lehre! Wenn ich meine

Lehre auf die der Kolleg/inn/en bezie-

hen müßte, könnte doch nicht mehr
von Freiheit die Rede sein. Nein, wir

haben ein ungeheuer breites Angebot.

Das macht ja gerade die Qualität unse-

res Studiums aus. Aber aufeinander

bezogen ist da wenig bis nichts. Wir

dürfen den Studierenden doch nicht

jegliche Verantwortung für die auto-
nome Gestaltung ihres Lemprozesses

abnehmen."

Angesichts solcher Argumentation ver-

stummte selbst der gestrenge Herr In-

spektor und fügte nur noch murmelnd

hinzu: „Damit haben Sie ein echtes

Problem".

2.4. Stärken-/Schwächen-Analyse

Die letzte Aufgabe des ersten Tages

galt einem weiteren Kernpunkt der

Evaluierung der Lehre an den nieder-

ländischen Universitäten, der SWOT-

Analysis (SWOT steht für strenghts,

weaknesses, opportunities and threats).

Die Vorlage für die Bearbeitung dieser

Aufgabe bestand in einem komplexen

Diagramm, das die in die Analyse ein-

bezogenen Bereiche in ihrer Beziehung

zueinander darstellt (siehe Abb. 1). Das

Arbeitsarrangement wurde insofern

verändert, als nun beide Arbeitsgrup-

pen (Medizin Wien vs. Medizin Pro-

vinz) aus der Perspektive der Autoren
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des Evaluationsberichts herausarbei-

ten.

Interessant waren wieder die Aussagen

zum Verhältnis zwischen Politik und

autonomen Entscheidungsmöglichkei-

ten der Fakultäten. Im Zusammenhang

mit dem Thema „Entscheidungsab-

läufe" kamen folgende Meldungen:

„Es sind nur wenige Entscheidungen

möglich, Entscheidungsprozesse ver-

laufen langsam und mangelhaft." und

„Die Regierung behindert autonome

Verantwortung". (AG 1: Wien)

„Entscheidungen sind demokratisch,

aber langsam bzw. oft überhaupt nicht

vorhanden." und „Die Regierung bil-

det einerseits einen starken Schutz-

schild, wirkt sich aber andererseits als

Zwangsjacke aus: beides, indem sie

uns Entscheidungen abnimmt." (AG 2:

Provinz)

Zusammengefaßt wurde diese ambi-
valente Diagnose schließlich durch eine

Art Bilanz der Stärken-/Schwächen-

Analyse der AG 2:

„Die Medizin könnte sehr viel errei-

chen, aber es fehlen eigene Initiativen.

Es ist ein sehr großes Potential vorhan-

den. Doch müßte der Schwerpunkt der
Bemühungen von der Wissenschaft auf

das Management verlagert werden. Und

wenn wir es nicht machen, macht es

jemand anderer." (Wer wohl?)

2.5. Forschungsleistungen und

Personalmanagement

Der zweite Tag war zum Großteil der

Evaluation der anderen akademischen
Aufgaben gewidmet. Dafür wurde auch

das Arbeitsarrangement etwas abgeän-

dert.

2.5.1. Forschungsevaluation

Die Evaluation von Forschungsleistun-

gen wurde in zwei Expertengruppen

thematisiert, die Kriterien dafür auszu-

arbeiten und die Effekte der Anwen-

dung dieser Kriterien abschätzen soll-

ten.

Denn das Problem bei der Forschungs-

evaluation besteht darin, daß es hier
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Abbildung 1: Themenbereiche der SWOT-Analyse

Interne Organisation

• Lehrende / Staff
• Entscheidungsabläufe

• Produktionskontrolle
• Administration

noch viel weniger als für die Evaluati-

onderLehre anwendbare und konsens-

fähige Qualitätskriterien gibt. Daher

werden dafür fast ausschließlich quan-

titative Maßzahlen erhoben und errech-

net. Auf die einschlägigen Begriffe

Bibliometrie, Zitations-Index und

Impact-Faktoren will und brauche ich

hier nicht näher eingehen.
Darüber hinaus herrschte unter den Teil-

nehmer/inne/n und herrscht auch in der

internationalen scientific community

weitgehend Übereinstimmung darüber,

daß solche Indikatoren nur Ausgangs-

material für Bewertungsprozesse sein

können und niemals alleinige Evalu-

ationsinstrumente sein dürfen, da sie

den Qualitätsaspekt nicht einmal be-

rühren, sondern einfach an den

wissenschaftsinternen, freien Markt de-

legieren.

Andererseits besitzen auch diese rein

quantitativen Daten eine nicht zu un-

terschätzende Aussagekraft, da sie es

ermöglichen, zwischen jenen Indivi-

duen und Institutionen zu unterschei-

den, die einen Forschungsoutput vor-

weisen können, und solchen, auf die

das nicht trifft.
Nach internationalen Erfahrungen pro-

duzieren nämlich (auf der individuel-

len Ebene!) 20% der Wissenschaftler

80% des Forschungsoutputs (gemes-

sen in Publikationen), während unter

Oru tp ro t

• Effizienz
Zeit, die für den Studien-

abschluß notwendig ist
• Effektivität

Aufnahme im Arbeitmarkt,

(Aus-Bildungsqualität

den restlichen 80% der Wissenschaft-

ler nicht wenige sind, die - im Fünf-

Jahres-Intervall - überhaupt nichts pu-

bliziert haben (vgl. DANIEL/FRISCH

1990).

Und wo kein Output vorhanden ist,

wird die Frage nach der Qualität ge-

genstandslos.
Diese Frage wird vermutlich nur indi-

rekt zugänglich sein und bleiben. Eine

Annäherung dazu kann sein, auf der

institutionellen Ebene zu untersuchen,

ob der jeweilige Forschungsoutput auf

alle Mitarbeiter verteilt (collective

strength) oder nur auf einige wenige

Spitzenleute (individual strength) zu-

rückzuführen ist. Dahinter steht die

nicht unumstrittene Annahme, daß wis-
senschaftlich relevante und qualitäts-

volle Forschung heute fast ausschließ-

lich im Team oder zumindest in Ko-

operation mit anderen möglich ist.

Auf jeden Fall aber ist es absolut wich-

tig, genau zu überlegen, welche Krite-

rien tatsächlich herangezogen werden

sollen. Denn das entlang der Notwen-

digkeiten individueller Karrieren or-

ganisierte Forschungssystem reagiert

im Vergleich zum tendenziell kollek-

tiv orientierten System der Lehre ver-

gleichsweise blitzartig auf die ange-

legten Standards. So hat die große Be-

deutung von bibliometrischen Verfah-

ren und von Impact-Faktoren in den
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Externe Orhanisatio n

• Arbeitsmarkt
• Studenteninteresse

• Regierung
• Öffentlichkeit

Niederlanden nicht nur dazu geführt,

daß sich der Output insgesamt sehr

erhöht hat, sondern auch dazu, daß

niemand mehr in niederländischen Zeit-

schriften veröffentlichen will. Diese

verlieren daher von Jahr zu Jahr an

internationaler Bedeutung. Ob dieser

Effekt gewünscht ist oder nicht, ob-

liegt einer wissenschaftspolitischen

Entscheidung.

2.5.2. Evaluierung

managements

des Personal-

Diese letzte (realisierte) Aufgabe wur-

de wieder in einem veränderten Arran-

gement bearbeitet. Nach einem theore-

tischen Input von Wim Gijselaers mit

einem Katalog von Fragen beantwor-

teten und diskutierten die Teilnehmer

diese sofort im Plenum. Hierbei wur-

den wieder einige - aus internationaler

Sicht - bemerkenswerte Erkenntnisse

zutage gefördert. Zur Veranschauli-

chung hier- nur zwei Beispiele von Fra-

gen und darauf bezogenen Antworten.

Frage: „Are there any problems

concerning the placement staff, age

structure/distribution?"

Antwort:

Die Altersverteilung ist prakti sch über-

all schlecht; es gibt zu wenig junge

Mitarbeiter, in 10-15 Jahren wird der

Nachwuchs fehlen.
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Frage: „Student-staff ratio? Teaching
load? What kind of policy is used for
teaching in year 1 and 2 regarding
allocation of senior staff?"

Antwort:
Es herrscht ein eklatantes Mißverständ-
nis zwischen der De-jure-Aufteilung
des Lehraufwandes und der De-facto-
Aufteilung. Die Professoren haben das
Einkommen und de jure die Verant-
wortung, die Assistent/inn/en haben
die Arbeit und de facto die Verantwor-
tung.

Was soll daran so typischösterreichisch
sein, daß es aus internationaler Sicht
auffällt? Die Antwort darauf ist ganz
einfach. Die Einmischung (oder posi-
tiv formuliert: die Verantwortung) des
österreichischen Staates richtet sich z.B.

im Vergleich zu den Niederlanden auf
diametral entgegengesetzte Bereiche
und Phänomene.

So ist auf der einen Seite die universi-
tärePersonalpolitikgesetzlieh geregelt
und wird zu einem wesentlichen Teil
auch staatlich entschieden. Konse-
quenz: die Universitäten und ihre Insti-
tutionen haben kaum Möglichkeiten,
ein für ihren spezifischen Bedarf pas-
sendes Personalmanagement zu reali-
sieren. Auf der anderen Seite hält sich
der Österreichische Staat jedoch vor-
nehm zurück, wenn es um die Kontrol-
le der Einhaltung seiner Regelung geht.
Die ganz und gar nicht dem Gesetz
entsprechende oben beschriebene Aus-
beutung der jüngeren akademischen
Mitarbeiter/innen ist allgemein be-
kannt, sicher auch dem zuständigen
Ministerium und dem Gesetzgeber.
Doch es gibt keine Reaktion. Warum?
Wahrscheinlich weil es immer so war.

3. Resümee

An eine Evaluierung universitärer Lei-
stungen, wie sie in den Niederlanden
seit etwa zehn Jahren als gängige Pra-
xis gilt, ist in Osterreich derzeit nicht
zu denken. Es gibt auch keinen einzi-
gen Grund, der dafür spricht, ein be-
reits irgendwo existierendes Evalu-
ationsmodell 1:1 aufunserUniversitäts-

system zu übertragen. Davon abgese-
hen ist es jedoch so, daß eine Reihe von
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strukturellen Voraussetzungen für ein

ähnlich groß angelegtes Evaluierungs-

system wie in den Niederlanden feh-
len. Dazu zählen vor allem die klare
Aufteilung von Kompetenzen und die
Offenlegung und Klarheit von Quali-
tätsansprüchen.

Wenn ich die Leistungen von österrei-
chischen Universitäten oder deren In-
stitutionen evaluieren wollte, müßte
ich permanent die staatliche Legislati-
ve und Exekutive in die Bewertung
einbeziehen. So stark sind die beiden
Bereiche Staat und Universität mitein-
ander verwoben. Doch selbst wenn ich
die Implikationen dieser Verflechtun-
gen in der bewertenden Analyse be-
rücksichtigen könnte, fehlten mir im-
mer noch die Qualitätsmaßstäbe für
eine Bewertung. Auch dieses Problem
ließe sich umgehen, indem ich (in Ab-
stimmung mit den evaluierten Institu-
tionen oder auch nicht) selbst solche
Maßstäbe definiere. Und dann?

Wer zieht Konsequenzen aus den Er-
gebnissen? Der Staat, der selbst überall
seine Finger drin hat? Die Universitä-
ten, denen für viele der notwendigen
Entscheidungen die Entscheidungs-
kompetenz fehlt? Oder die Individuen,
die sich sagen: „Wir haben das immer
so gemacht, und daran wird auch eine
Evaluierung nichts ändern".

Wird sie auch nicht. Denn die bisher
vorliegenden internationalen Erfahrun-
gen weisen ganz klar in eine Richtung:
Qualitätsverbesserungen bei den uni-
versitären Leistungen lassen sich nur
dann erzielen, wenn die Verteilung der

materiellen Ressourcen eindeutig an
die Qualität des Outputs geknüpft wird.
Das aber ist eine Binsenweisheit, auch
wenn sie jahrzehntelang ignoriert wird
und dann (wie demnächst in Öster-
reich) mühsam neu erfunden werden
muß.

I Die Reihe war im Oktober 95 i n Graz mit dem
dreitägigen Workshop „Qualität der Lehre" be-
gonnen worden (siehe ZSfHD 1-2/1996). Im
Mai 96 wurde sie fortgesetzt mit einer ganztägi-
gen Kritik des Entwurfs zur Evaluations-
verordnung (EvalV0) entsprechende UOG 93.

Und von 2. bis 5. April 97 soll sie - diesmal
wieder in Graz- weitergeführt werden unter dem
(Arbeits-) Titel „Evaluierung oder Qualitäts-
management?"

BUKO INFO

Evaluierung

2 Diese wird dafür umso exzessiver realisiert.
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